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Riidiger Voigt

Kommunalpoﬁtik zwischen exekutiver Fiihrerschaft
und legislatorischer Programmsteuerung

Grundgesetz und Landesverfassungen garantieren
das kommunale Selbstverwaltungsrecht, d.h. die
eigenverantwortliche Erledigung aller Angelegen-
heiten der oOrtlichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze. So sind nach der nordrhein-westfi-
lischen Gemeindeordnung die Gemeinden ,die
Grundlage des demokratischen Staatsaufbaus®.
Diesem Anspruch auf Selbstbestimmung und
Eigenverantwortlichkeit der Gemeinden stehen
jedoch Okonomische, fiskalische, rechtliche und
politische Rahmenbedingungen entgegen, die
eine Selbstidndigkeit der Kommunen im Sinne
von Autonomie einschrinken bzw. ausschlieBen.
Die Kommunen sind abhédngig von der wirt-
schaftlichen Entwicklung, von der Finanzvertei-
lung in Bund und Land, von der Kompetenzzu-
weisung und von der Kommunalfreundlichkeit
der politischen Korperschaften (Parlament, Re-
gierung, Verwaltung) im Rahmen der Politikver-
flechtung.

I. Unterschiedliche
Gemeindeverfassungstypen

‘Die Frage ist, ob die Ursache solcher Probleme in
der formalen Entscheidungsstruktur liegen
konnte, die von einer bestimmten Gemeindeord-
nung festgelegt wird'. Auf der Ebene der Kommu-
nalverfassungstypen wird dabei die tibliche Unter-
scheidung zugrundegelegt, niamlich die zwischen
der Norddeutschen Ratsverfassung?, der Biirger-
meisterverfassung®, der Magistratsverfassung* so-

- wie — last but not least — der Siiddeutschen Rats-
verfassung’.

Von allen Kommunalverfassungen ist die nord-
rhein-westfilische Gemeindeordnung gegenwirtig

1 Vgl. Edzard Schmidt-Jortzig, Gemeindeverfassungstypen
in der Bundesrepublik Deutschland, in: Die Offentliche Ver-
waltung, 7 (1987), S. 281-285.

2 Gilt in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen.

3 Gilt in Rheinland-Pfalz und im Saarland.

4 Gilt in Hessen und Schleswig-Holstein.

5 Gilt in Bayern und Baden-Wiirttemberg.

3

am stérksten unter politischen Druck geraten®. Die
von bestimmten Personen und Gruppen immer
wieder vorgebrachte Forderung nach ihrer Revi-
sion beginnt allmihlich auch bei der Diisseldorfer
Landesregierung Wirkung zu zeigen’. So hat der
Landesinnenminister nicht nur angekiindigt, die
Gemeindeordnung in dieser Legislaturperiode dn-
dern zu wollen, sondern er hat auch eine grofBle
Fragebogenaktion durchgefiihrt, um die Meinung
der Betroffenen zu erkunden. Dabei sind neben
den Fraktionen, Biirgermeistern und Gemeindedi-
rektoren alle 19000 Mitglieder von Riten und Be-
zirksvertretungen iiber ihre Amnsichten zur
Kommunalpolitik befragt worden.

Das gibt AnlaB3, aus der Sicht der Politik- und Ver-
waltungswissenschaft die diesem politischen ,,Re-
form“vorhaben zugrundeliegenden Primissen zu
untersuchen und die Berechtigung dieser Forde-
rung zu iiberpriifen®. Die Ergebnisse dieser Ana-
lyse diirften nicht nur fiir Nordrhein-Westfalen
interessant sein, sondern auch fiir die neuen Bun-
deslidnder, die sich fiir das eine oder andere System
entscheiden werden”.

Wihrend sich die Kritik an der Norddeutschen
Ratsverfassung in den vergangenen Jahrzehnten —
dhnlich wie bei den Lindern anderen Kommunal-
verfassungstyps — vor allem gegen die Machtfiille
des Hauptverwaltungsbeamten und die Ohnmacht
des Rates richtete, stehen heute die Machtlosigkeit
des Verwaltungschefs und die Ubermacht der

6 Vgl. Hermann Schonfelder, Rat und Verwaltung im
kommunalen Spannungsfeld. Praktische Vorschlige fiir eine
Verbesserung der Zusammenarbeit, Kéln 1979; Thomas-G.
Vetterlein, Parlamentarische Willensbildung auf Kommunal-
ebene: Krise und Reform eines Verfassungsorgans, in: Zeit-
schrift fiir Parlamentsfragen, 7 (1976), S. 531-548.

7 Vgl. Dieprand von Richthofen/Gerd Bollermann
(Hrsg.), Eine neue Gemeindeverfassung fiir Nordrhein-
Westfalen?, Gelsenkirchen 1989,

8 Vgl. Ridiger Voigt, Grundziige der Gemeindeverfassung
in Nordrhein-Westfalen. Die Entwicklung seit 1945, in: Die-
ter Fischer/Rainer Frey/Peter Paziorek (Hrsg.), Kommunal-
verfassung in Nordrhein-Westfalen. Sind unsere Stiidte noch
zu regieren?, Diisseldorf o.J. (1988), S. 35-58.

9 Vgl. Gerd Schmidt-Eichstaedt, Kommunalrecht und
Kommunalverfassung in Deutschland, in: Franz Braschos/
Riidiger Voigt (Hrsg.), Kommunalpolitik in Stadt und Land.
Beitrige zu Theorie und Praxis der Kommunalpolitik, Erfurt
1991, 8.2-14.
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Fraktionen im Rat, insbesondere der Mehrheits-
fraktion, im Zentrum der Kritik'°. War das Politik-
verstindnis der einen Seite stirker am Gedanken
der Partizipation orientiert'!, so ist das der ande-
ren Seite im wesentlichen auf Verwaltungseffizienz
gerichtet'?. Damit wird — wenn auch auf einer an-
deren Argumentationsebene — die alte Debatte um
die Regierbarkeit unserer Stddte wieder aufge-
nommen.

Konzentriert man sich auf die wesentlichen Unter-
schiede®®, dann liBt sich die Spannbreite der
Kommunalverfassungstypen in der Bundesrepu-
blik unter dem Gesichtspunkt der Rolle des Ver-
waltungschefs als ein Kontinuum darstellen, des-
sen Endpunkte durch zwei Modelle charakterisiert
werden konnen. Auf der einen Seite steht das Mo-
dell der exekutiven Fiihrerschaft'®, auf der ande-
ren Seite das des City Managements.

Das City-Management-Modell ist durch die Figur
des unpolitischen ,,City Managers“ charakterisiert,
der iiber hohe professionelle Qualitdten verfiigt,
aber parteipolitisch neutral der jeweils herrschen-
den Mehrheit im Rat zuarbeitet. Der Rat und die
in ihm vertretenen Parteien spielen dabei die
eigentlich politische Rolle. Rat und Verwaltung-
schef sind — bis auf den Wahlvorgang - institutio-
nell nicht miteinander verbunden. Typisch fiir die-
ses Modell ist, daBB der Verwaltungschef oft im Rat
nicht einmal Rederecht besitzt. Ein City Manage-
ment in diesem Sinne findet sich auch heute noch
in manchen britischen und amerikanischen Stid-
ten. Dieses Modell lag den Vorstellungen der briti-
schen Besatzungsmacht zugrunde, als diese nach
dem Kriege die Norddeutsche Ratsverfassung in
ihrer Besatzungszone einfiithrte; es beeinflu3t auch

10 Vgl. Dieter Schimanke (Hrsg.), Stadtdirektor oder Biir-
.germeister. Beitrige zu einer aktuellen Kontroverse, Basel
u.a. 1989.

11 Vgl. Karl-Heinz NaBmacher, Analysen und Reformvor-
stellungen zur kommunalen Verfassungsstruktur, in: Paul
Kevenhorster/Hellmut Wollmann (Hrsg.), Kommunalpoliti-
sche Praxis und lokale Politikforschung, Berlin 1978,
S.289-323; Dietrich Thrinhardt/Herbert Uppendahl
(Hrsg.). Alternativen lokaler Demokratie. Kommunalverfas-
sung als politisches Problem, Konigstein 1981.

12 Vgl. Gerhard Banner, Haushaltssteuerung in der Krise,
in: Stidte- und Gemeindebund, 5 (1983), S. 163-166.

13 Vgl. Gerd Schmidt-Eichstaedt, Die Machtverteilung
zwischen der Gemeindevertretung und dem Hauptverwal-
tungsbeamten im Vergleich der deutschen Kommunalverfas-
sungssysteme, in: Archiv fiir Kommunalwissenschaften,
(1985), S.20-37.

14 Vgl. Paul Kevenhorster, Neuere Fragestellungen lokaler
Politikforschung. Erkenntnisstand, Probleme und Entwick-
lungsmoglichkeiten der politikwissenschaftlichen Gemeinde-
forschung, in: ders. (Hrsg.), Lokale Politik unter exekutiver
Fiihrerschaft, Meisenheim 1977, S. 15ff.
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heute noch die Diskussion um die Entscheidungs-
struktur in Nordrhein-Westfalen.

Das Gegenmodell hierzu ist das der exekutiven
Fiihrerschaft, wie es Rolf-Richard Grauhan insbe-
sondere fiir die Linder der Siiddeutschen Ratsver-
fassung herausgearbeitet hat'®, Dieses Modell ist
durch die Konzentration aller Machtbefugnisse in
einer Hand gekennzeichnet. Der Biirgermeister
erhilt durch die direkte Volkswahl eine dem Rat
gleichwertige Legitimation. Die politische Initia-
tivfunktion liegt im wesentlichen beim Biirgermei-
ster als Chef der Gemeindeverwaltung, der Rat
dient eher als Beratungs- oder sogar lediglich als
Akklamationsgremium fiir dessen Initiativen. Die
Kritiker der nordrhein-westfilischen Gemeinde-
ordnung, z.B. der Verband der Hauptgemeinde-
beamten und Beigeordneten im Lande NRW, fa-
vorisieren dieses Modell in ihrem Positionspapier
vom Dezember 1987 und fordern die Ubertragung
der im Sinne einer exekutiven Fiihrerschaft inter-
pretierten baden-wiirttembergischen Kommunal-
verfassung auf Nordrhein-Westfalen.

II. Kritik an der Norddeutschen
Ratsverfassung

Der wichtigste Ausgangspunkt der gegenwirtig
geduBerten Kritik an der Norddeutschen Ratsver-
fassung ist die Annahme, daB diese mit ihrer
dualistischen Entscheidungsstruktur den moder-
nen Anforderungen an die lokale Politiksteue-
rung nicht gerecht werden konne. Dabei wird da-
von ausgegangen, dal die Entscheidungsstruktur
einer Gemeinde im wesentlichen von den rechtli-
chen Rahmenbedingungen abhinge, da} also die
formale die informelle Struktur determiniere.
Zugleich wird unterschwellig angedeutet, dall ein
allzu starker Einflul der Vertretungskorperschaft
und insbesondere der in ihr vertretenen Parteien
von Ubel sei und daher méglichst vermieden
werden miisse. Und schlieBlich wird vorausge-
setzt, dal bei unveranderter politischer Kultur
eine Implantation der Siiddeutschen Ratsverfas-
sung nach baden-wiirttembergischem Modell in
Nordrhein-Westfalen die Voraussetzungen fiir
eine Losung der bestehenden Steuerungspro-
bleme schaffen wiirde.

Im Mittelpunkt der Untersuchung sollen die fol-
genden vier Fragen stehen:

15 Vgl. Rolf-Richard Grauhan, Politische Verwaltung,
Freiburg 1970.



1. Welche Entscheidungsstruktur hat sich in
unterschiedlichen Stidten und Gemeinden her-
ausgebildet?

2. Welche Bedeutung hat die Kommunalverfas-
sung fiir die Ausformung dieser Entscheidungs-
struktur?

3. Welche lokalen und regionalen Besonderheiten
der politischen Kultur sind hierfiir maBgebend?

4. Welche institutionellen Voraussetzungen lassen
sich daraus fiir das Funktionieren lokaler Poli-
tiksteuerung ableiten?

Bei der Beantwortung dieser Fragen soll metho-
disch so vorgegangen werden, daBl die Ergebnisse
neuerer einschldgiger empirischer Untersuchungen
verwendet und zum Vergleich die Resultate
eigener Erhebungen herangezogen werden. Die
Bezugsebene ist hier jeweils eine Stadt bzw. Ge-
meinde, deren lokale Steuerungsprobleme analy-
siert werden sollen. Ausgeblendet bleiben hinge-
gen die gesamtgesellschaftlichen Steuerungspro-
bleme, in deren Rahmen die einzelne Gemeinde
eher als Element einer ,,Gegensteuerung von un-
ten™ und weniger als eigenes Steuerungssystem er-
scheint. DaBl dadurch nur ein unvollstindiges Bild
entsteht, liegt auf der Hand. Ein solches Vorgehen
erscheint jedoch angesichts der Unmoglichkeit,
alle Faktoren einzubezichen, als gerechtfertigt.

III. Kommunale Macht- und
Entscheidungsstruktur

AufschluBreich sind u.a. die Ergebnisse solcher
empirischer Untersuchungen zur kommunalen
Machtstruktur, deren Augenmerk auf die Macht-
verteilung in der Gemeinde, speziell auf den Ein-
fluB lokaler Interessengruppen, gerichtet ist'®. Sie
sind geeignet, das steuerungspolitische Umfeld der
Entscheidungsstruktur zu beleuchten. Hierzu ge-
héren empirische Untersuchungen iiber Biirger
und Eliten in der Kommunalpolitik'’, zum Sozial-
profil und den politischen Karrieren der Ratsmit-
glieder'®, zum Zusammenhang von Lokalpartei

16 Vgl. Hans-Arthur Haasis, Kommunalpolitik und
Machtstruktur. Eine Sekundiranalyse deutscher empirischer
Gemeindestudien, Frankfurt/M. 1978.

17 Vgl. Klaus Arzberger, Biirger und Eliten in der
Kommunalpolitik, Stuttgart 1980.

18 Vgl. Doris Gau, Politische Fiihrungsgruppen auf
kommunaler Ebene. Eine empirische Untersuchung zum So-
zialprofil und den politischen Karrieren der Mitglieder des
Rates der Stadt Kéln, Miinchen 1983.

5

und vorpolitischem Raum' oder zur reprisentati-
ven Demokratie in GroBstadten®’,

Noch aufschluBreicher fiir die hier interessierende
Fragestellung sind allerdings solche Studien, die
Entscheidungsprozesse zum Gegenstand haben,
vor allem, da hier in letzter Zeit die Analyse admi-
nistrationsinterner Entscheidungsprozesse in den
Vordergrund des Interesses geriickt ist. IThr Nach-
teil besteht allerdings oft darin, daB sie sich lediglich
auf ein Bundesland beziehen?!. Die darin enthalte-
nen Aussagen zur politischen Kultur des betreffen-
den Landes sind allerdings fiir unsere Fragestellung
von groftem Nutzen,

1. Fallstudien zur vergleichenden Analyse
von Gemeinden

Die Frage nach der optimalen Entscheidungsstruk-
tur 146t sich jedoch kaum mit Hilfe von Untersu-
chungen beantworten, die sich auf ein einziges
Bundesland beziehen. Vielmehr bedarf es hierzu
einer vergleichenden Analyse von Gemeinden in
Landern unterschiedlichen Kommunalverfassungs-
typs. Auch diese Vorgehensweise hat in Deutsch-
land eine gewisse Tradition. So wurde bereits 1976
der Zusammenhang zwischen Kommunalverfas-
sung und kommunalem Entscheidungssystem in je
einer Gemeinde der vier Grundtypen von Gemein-
deverfassungen untersucht?’, Ziemlich genau ein
Jahrzehnt spiter wurde der Aktionsraum politi-
scher Betidtigung erneut in Gemeinden mit unter-
schiedlicher Kommunalverfassung analysiert®,
Besonders interessant ist hierbei, daB allein in
Nordrhein-Westfalen vier Orte unterschiedlicher
GroBenordnung in die Grunduntersuchung einbe-
zogen wurden, namlich zwei GroBstidte, eine Mit-
telstadt und eine kleinere Gemeinde. Und schlie3-
lich wurden 1988 die Auswirkungen der unter-
schiedlichen Kommunalverfassungen auf die
Steuerungsfahigkeit am Beispiel von vier Mittel-

19 Vgl. Herbert Kiihr/Klaus Simon, Lokalpartei und vor-
politischer Raum, Melle 1982.

20 Vgl. Klaus Simon, Reprasentative Demokratie in gro-
Ben Stidten, Melle 1988.

21 Vgl. Hans-Georg Wehling/Hans-Jorg Siewert, Der Biir-
germeister in Baden-Wiirttemberg. Eine Monographie,
Stuttgart 1984; sie kniipft bewufit an die Wertheim-Studie an,
vgl. Thomas Ellwein/Ralf Zoll, Wertheim. Politik und
Machtstruktur einer deutschen Stadt, Miinchen 1982,

22 Vgl. Hans-Ulrich Derlien/Christoph Giirtler/Wolfgang
Holler/Hermann Josef Schreiner, Kommunalverfassung und
kommunales Entscheidungssystem. Eine vergleichende Un-
tersuchung in vier Gemeinden, Meisenheim 1976; es han-
delte sich dabei um die - etwa gleichgroBlen — Mittelstidte
Lemgo, Bad Homburg, Bad Kreuznach und Coburg.

23 Vgl. Hermann Hill, Die politisch-demokratische Funk-
tion der kommunalen Selbstverwaltung nach der Reform,
Baden-Baden 1987.
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stiddten analysiert, namlich Gladbeck und Liinen in
Nordrhein-Westfalen sowie Goppingen und Kon-
stanz in Baden-Wiirttemberg?®*,

Eine weitere wichtige Gruppe empirischer Unter-
suchungen sind die Fallstudien, dig sich mit einem
bestimmten Politikfeld, z.B. mit der Stadtsanie-
rung oder der Umweltpolitik auf lokaler Ebene,
befassen. Sie zeigen uns nicht nur, welchen Weg
bestimmte Entscheidungen im konkreten Fall ge-
gangen sind, sondern sie versuchen auch die Frage
zu beantworten, aus welchen Griinden wichtige ge-
sellschaftliche Probleme vom politisch-administra-
tiven System der jeweiligen Gemeinde nicht oder
aber zu spit wahrgenommen und bearbeitet wor-
den sind®.,

Bereits aus diesem — notwendigerweise unvollstin-
digen — Uberblick wird deutlich, daB das vorhan-
dene Datenmaterial ausreicht, um zumindest
einige vorlaufige Antworten auf die Ausgangsfrage
zu erlauben. Bei einer kritischen Durchsicht dieser
Arbeiten zeigt sich freilich auch, da man sich fiir
eine landeriibergreifende vergleichende Analyse
lokaler Entscheidungsstrukturen und -prozesse
von einer Fixierung auf den Verwaltungschef 16sen
muB und diesen als einen unter mehreren Akteu-
ren im Entscheidungsproze zu betrachten hat.
Eine solche Betrachtungsweise ergibt sich bereits
zwingend aus der von der nordrhein-westfilischen
Gemeindeordnung vorgegebenen dualen Entschei-
dungsstruktur.

2. Die Aufgaben des zentralen
Steuerungspolitikers

Den folgenden Uberlegungen zur lokalen Politik-
steuerung liegt ein Steuerungskonzept mittlerer Ab-
straktion zugrunde®. Denn gerade fiir eine Ana-
lyse der Steuerungsprobleme auf lokaler Ebene er-
weist sich das Abstraktionsniveau weitergehender
theoretischer Konzepte als zu hoch, um noch em-

24 Vgl. Uwe Winkler-Haupt, Gemeindeordnung und Poli-
tikfolgen. Eine vergleichende Untersuchung in vier Mittel-
stddten, Miinchen 1988.

25 Vgl. Hans-Arthur Haasis, Bodenpreise, Bodenmarkt
und Stadtentwicklung. Eine Studie zur sozialrdumlichen Dif-
ferenzierung stidtischer Gebiete am Beispiel von Freiburg/
Br., Miinchen 1987; Wolfgang ThomaBen, Politische Partizi-
pation und Stadtentwicklungsplanung, Miinchen 1988; Ralph
Baumbheier, Altlasten als aktuelle Herausforderung der
Kommunalpolitik. Zu den Schwierigkeiten politisch-admini-
strativer Problemverarbeitung in der Kommune, Miinchen
1988. ,

26 Vgl. Riidiger Voigt, Staatliche Steuerung aus interdiszi-
plindrer Perspektive, in: Klaus Konig/Nicolai Dose (Hrsg.),
Instrumente und Formen staatlichen Handelns, Koln u.a.
1992 (i.E.).
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pirischer Uberpriifung zuginglich zu sein?’. Fest-
zuhalten bleibt jedoch, daB Steuerung hier nicht
als ,,Einbahnstrale* verstanden wird, also nicht als
ein nur in einer Richtung verlaufender Vorgang,
sondern als ein Prozel wechselseitiger Anpassung
unterschiedlicher Interessen durch Integration und
Koordination. Steuerung ist demnach keine ein-
seitige Festlegung von Verhaltensweisen des oder
der Adressaten durch den oder die Steuernden.
Vielmehr soll hier unter Steuerung ein kommuni-
kativer ProzeB verstanden werden, in dem ein
(zentraler) Akteur versucht, auf die anderen Ak-
teure einzuwirken. Wer als ,Sieger® hervorgeht,
also mehr oder weniger erfolgreich die andere
Seite beeinfluB3t hat, steht weder von vornherein
fest, noch wird dies positiv oder negativ bewertet.

Im Zentrum der Untersuchung steht damit ein
Netzwerk von zentralen Akteuren mit unterschied-
lich groBem Machtpotential. Wihrend die zentra-
len Akteure im wesentlichen aufgrund ihrer forma-
len Position ermittelt werden, kommen bei der
Frage des Machtpotentials stiarker empirisch zu er-
mittelnde Faktoren ins Spiel, namlich:

- die formale Weisungsbefugnis aufgrund der
Amtshierarchie;

- die Moglichkeit, iiber das notige Wissen sowie
iiber einen entsprechenden Mitarbeiterstab ver-
fiigen zu konnen, um Initiativen ergreifen bzw.
Alternativen ins Spiel bringen zu kénnen;

- die Moglichkeit, politische Unterstiitzung, z. B.
aufgrund der Mehrheitsverhiltnisse im Rat, des
Riickhalts in Partei und Fraktion bzw, der Po-
pularitit in der Bevolkerung, fiir das Einbrin-
gen und schlieBliche Durchsetzen eigener Ziel-
vorstellungen mobilisieren zu kénnen.

3. Verwaltungsfiihrung und kommunale
Entscheidungsfindung

Das weist bereits darauf hin, da3 die durch die Ge-
meindeordnung vorgegebenen Initiativrechte als
Bezugspunkt nicht ausreichen. Vielmehr geht es —
neben der formalen BeschluBfassung — um die fol-
genden zwei Fragen:

1. Wer hat den AnstoB zu einer bestimmten Ent-
scheidung gegeben? Dabei ist auch zu priifen,
von wem die in den Rat eingebrachte Initiative
tatsidchlich ausgeht, z. B. vom Verwaltungschef
oder einem anderen zentralen Akteur.

27 Vgl. Riidiger Voigt, Neuere Uberlegungen zur politi-
schen Steuerung in den Sozialwissenschaften — Brauchbarkeit
fiir Raumplanung, in: Viktor von Malchus (Hrsg.), Perspek-
tiven der Landesentwicklung Nordrhein-Westfalens im
neuen Europa, Dortmund 1992, S. 108{f.



2. Wer hat bei der Ausarbeitung der Entschei-
dungsvorlagen und der Auswahl der Entschei-
dungsalternativen mafBgeblich mitgewirkt?

Damit wird aus Griinden der besseren Ubersicht-
lichkeit ein der Entscheidungstheorie entlehntes
Schema verwendet, das sich bei der Durchfiihrung
empirischer Untersuchungen bereits bewdhrt hat.
Stellvertretend fiir das gesamte Steuerungsnetz-
werk soll hier der Zusammenhang zwischen der
Entscheidungsstruktur einer Gemeinde und den in
ihr ablaufenden Entscheidungsprozessen darge-
stellt werden. Auf der Basis dieser Analyse wird
sodann versucht, die Frage zu beantworten, inwie-
weit diese Entscheidungsstruktur als geeignet er-
scheint, zumindest die dringendsten gesellschaft-
lichen Probleme der Gemeinde wahrzunehmen
und gegebenenfalls einer Losung zuzufiihren.

Die formale Entscheidungsstruktur ergibt sich im
wesentlichen aus der Gemeindeordnung. Sie liBt
sich mit Hilfe von vier Strukturmerkmalen syste-
matisieren:

-~ Verteilung von Kompetenzen in der Kommu-
nalpolitik,

— Art der Verwaltungsfiihrung,

— Verbindung oder Trennung der Funktionen des
Verwaltungschefs und des Ratsvorsitzenden,

— Wahlmodus des Verwaltungschefs.

IV. Kommunalverfassungsmodelle
im Vergleich

1. Zweikopfigkeit und Allzustindigkeit:
Das Beispiel Nordrhein-Westfalen

Kennzeichnend fiir die in Nordrhein-Westfalen
geltende Norddeutsche Ratsverfassung ist zum
einen ihre Zweiképfigkeit, d.h. Ratsvorsitz und
Verwaltungsleitung sind auf zwei Personen ver-
teilt, ndmlich auf den ehrenamtlichen Biirgermei-
ster und den hauptamtlichen Gemeindedirektor?,
Beide werden - allerdings mit unterschiedlichen
Amtszeiten — vom Gemeinderat gewihlt. Der Rat
kann aufgrund seiner sog. Allzustindigkeit'dem
Gemeindedirektor bestimmte Aufgaben iibertra-
gen, aber auch jederzeit wieder entziehen. Die Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen umschreibt
die Aufgaben des Gemeindedirektors dahinge-

28 In Stidten: Stadtdirektor; in kreisfreien Stddten: Ober-
stadtdirektor.
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hend, daB er die Beschliisse des Rates vorzuberei-
ten und diese dann unter der Kontrolle des Rates
und in Verantwortung diesem gegeniiber durchzu-
fithren habe?. Theoretisch handelt es sich also um
einen Fall ,legislatorischer Programmsteue-
rung",

Urspriinglich war die Norddeutsche Ratsverfas-
sung von den Briten nach dem Muster des ,local
government® in ihrer Besatzungszone eingefiihrt
worden. Im Laufe von vier Jahrzehnten hat sich
jedoch aus dem britischen Vorbild in der spezifi-
schen politischen Kultur Nordrhein-Westfalens
eine eigenstindige Kommunalverfassung entwik-
kelt. Aus dem als unpolitisch gedachten Gemein-
dedirektor wurde ein beamteter Politiker, der
seine Aufgabe nicht zuletzt auch in der politischen
Fiihrung seiner Gemeinde sieht. Seine Amtszeit
(derzeit acht Jahre) stimmt nicht mit der des Rates
(finf Jahre), der ihn wihlt, iiberein. Allerdings
kann dieser ihn (seit 1979) jederzeit — freilich nur
mit Zweidrittelmehrheit — abberufen. Und obwohl
der Gemeindedirektor die alleinige Verantwor-
tung fiir das Funktionieren der Verwaltung tragt,
hat er nicht die Befugnis, iiber die Besetzung der
Stellen innerhalb dieser Verwaltung zu entschei-
den. Zwar hat nach der Gemeindeordnung das
letzte Wort der Rat, in gréBeren Stiadten gibt es
aber einen einfluBreichen Personalausschuf3, in
dem die Fraktionen - insbesondere die Mehrheits-
fraktion — oft eine mehr am Parteibuch als an der
fachlichen Qualifikation der Bewerber orientierte
Personalpolitik betreiben.

Die Beigeordneten sind Wahlbeamte. In gleicher
Weise wie der Gemeindedirektor werden sie vom
Rat auf acht Jahre gewihlt. Sie vertreten den
Hauptverwaltungsbeamten in ihrem Arbeitsge-
biet. Zwar leitet und verteilt der Gemeindedirek-
tor die Geschifte, den Geschiftskreis der Beige-
ordneten kann aber auch der Rat selbst festlegen.
Noch viel einschneidendere Folgen hat der Um-
stand, daB der Rat (genauer: die Fraktionen) dafiir
sorgen kann, da3 nur Personen seines Vertrauens
Beigeordnete werden, und obendrein diesen auch
noch bestimmte Aufgaben zuweisen kann. Ein
Parteienproporz ist freilich nach der Gemeinde-
ordnung nicht vorgesehen. Zwar sind regelmiBige
Beigeordnetenkonferenzen obligatorisch, ob sie
aber zur Erhaltung der Einheitlichkeit der Verwal-
tungsfiihrung dienen, hiingt von der Konstellation
im Rat und dem EinfluB der Fraktionen auf die

29 Vgl. Wilfried Berg, Die Direktorialverfassung in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen, in: Giinter Piittner
(Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Pra-
xis, Bd. 2, Berlin u.a. 19822, S.222-229.

30 Vgl. R.-R. Grauhan (Anm. 15).
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Beigeordneten ab. Institutionell wird die Position
der Beigeordneten zudem dadurch gestirkt, daB
sie ihre abweichenden Meinungen in Angelegen-
heiten ihres Geschiftsbereichs dem Hauptaus-
schul} vortragen konnen.

Auch die Stellung des Biirgermeisters wurde im
Laufe der Zeit auf Kosten des Rates erheblich auf-
gewertet. Dabei spielte die Tradition der rheini-
schen Birgermeisterverfassung eine erhebliche
Rolle, die in der Weimarer Republik starke Biir-
germeisterpersonlichkeiten wie Konrad Adenauer,
Robert Lehr u.a. hervorgebracht hatte. Diesem
Vorbild fiihlten sich vor allem die Oberbiirgermei-
ster der Grofistadte verpflichtet. Nach der Ge-
meindeordnung leitet der Biirgermeister lediglich
die Ratssitzungen, setzt die Tagesordnung fest und
informiert den Rat iiber alle wichtigen Verwal-
tungsangelegenheiten. Zugleich ist er der Repri-
sentant der Gemeinde nach auBlen. Fiir die Wahl-
biirger erscheint der Biirgermeister hingegen als
das eigentliche Stadtoberhaupt, so da} viele Pro-
bleme an ihn — und nicht an den Verwaltungschef -
herangetragen werden. Die Versuchung ist groB,
das besondere Vertrauen, das die Biirger ihm oft
entgegenbringen, in politische Macht zu Lasten
des Verwaltungschefs umzumiinzen.

Es kommt hinzu, daf3 mit wachsendem Einfluf} der
Parteien auf lokaler Ebene die Bedeutung der
Fraktionen zugenommen hat*'. Dazu hat auch das
Wahlsystem entscheidend beigetragen, das den
EinfluB der Wahlbirger auf die Kandidatenauf-
stellung und ihre Plazierung auf der Liste mini-
miert, umgekehrt jedoch den der politischen Par-
teien maximiert. Die Fraktionen sind es also, die
u. U. die Verwaltungsspitze fest am Ziigel fiihren.
Das gilt besonders fiir die Mehrheitsfraktion und
ihren Vorsitzenden, dem damit hiufig eine Schliis-
selrolle zuwichst. Dariiber hinaus hat sich — vor
allem in GrofBstdadten — auch das Selbstverstindnis
der Ratsmitglieder gewandelt. Obgleich der Rat
nach der Gemeindeordnung als Verwaltungsorgan
konzipiert ist und es eine strikte Gewaltenteilung
auf kommunaler Ebene nicht gibt, verstehen sich
die Mitglieder des Rates als Parlamentarier. Admi-
nistrative ZweckmaiBigkeit und ,bloBe* fachliche
Kompetenz gehoren fiir sie damit in den Bereich
einer oft als neutral (d.h. unpolitisch) verstande-
nen Verwaltung, wihrend sie fiir sich selber den
Primat der Politik in Anspruch nehmen.

31 Vgl. Bodo Richter, Die nordrhein-westfilische Gemein-
deordnung - Entwicklung und Vergleich mit anderen deut-
schen Gemeindeverfassungen, in: Uwe Andersen (Hrsg.),
Kommunale Selbstverwaltung und Kommunalpolitik in
Nordrhein-Westfalen, Koln 1987, S.53-77.
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2. Starker Biirgermeister und schwache Parteien:
Das Beispiel Baden-Wiirttemberg

Vergleicht man damit die Siiddeutsche Ratsverfas-
sung in Baden-Wiirttemberg, fillt auf, da - an-
ders als in Nordrhein-Westfalen — dem vom Volk
gewidhlten Biirgermeister Organcharakter zu-
kommt. Er hat eigene, gesetzlich festgelegte Zu-
stindigkeiten, die nicht vom Rat abgeleitet sind.
So steht ihm z.B. das Recht der Eilentscheidung
zu. Er ist zugleich Chef der Verwaltung und Vor-
sitzender des Rates. Seine Amtszeit betrigt — wie
die des Gemeindedirektors in NRW - acht Jahre.
Er hat den Vorsitz in den Ausschiissen des Rates,
die i.d.R. nichtoffentlich tagen, wenn sie Be-
schluBBvorlagen beraten. Eine besondere Rolle
kommt ihm in Personalangelegenheiten zu. Da die
Gemeindeordnung ein Einvernehmen zwischen
Rat und Biirgermeister vorschreibt, miissen sich
also beide in bezug auf einen Kandidaten fiir eine
Stelle der Gemeindeverwaltung einigen. Ange-
sichts seiner im allgemeinen unabhingigen Posi-
tion kommt dem Biirgermeister damit faktisch die
Prirogative zu.

Auch dort, wo in Baden-Wiirttemberg Beigeord-
nete vorgesehen sind*, sind diese rechtlich Unter-
gebene des Biirgermeisters; er kann ihnen Weisun-
gen erteilen und im Einzelfall auch Entscheidun-
gen aus ihrem Geschiftsbereich an sich ziehen. In
groferen Stidten ist allerdings eine gewisse Ten-
denz zu einer kollegialen Fiihrung festzustellen.
So iibertrigt der Biirgermeister u.U. auch den
Vorsitz in bestimmten Ausschiissen seinen Bei-
geordneten. Das erscheint vor allem unter dem
Gesichtspunkt bemerkenswert, daBl die Beige-
ordneten nach der baden-wiirttembergischen Ge-
meindeordnung nach Parteienproporz ausgewihlt
werden sollen. Die Abgrenzung der Dezernatsbe-
reiche muB3 der Biirgermeister zwar im Einverneh-
men mit dem Gemeinderat vornehmen, dabei wird
ihm jedoch im allgemeinen zugestanden, seinen
eigenen Geschiftsbereich allein zu bestimmen.
Der Biirgermeister vertritt die Gemeinde unmittel-
bar nach auBen — auch bei allen Rechtsgeschaften.

Ganz anders als in Nordrhein-Westfalen ist das
Verhiltnis des Biirgermeisters zu den politischen
Parteien in Baden-Wiirttemberg®™. Nur jeder
zweite Biirgermeister ist hier iiberhaupt Mitglied
einer Partei®*. Dabei steigt allerdings mit zuneh-
mender OrtsgroBe die Wahrscheinlichkeit seiner

32 In Gemeinden ab 10000 Einwohner moglich.

33 Vgl. Hans-Georg Wehling, Der Biirgermeister und
.sein® Rat. Kommunalpolitik in der Bundesrepublik im Ver-
gleich, in: Politische Studien, 35 (1984), S.27-36.

34 Vgl. H.-G. Wehling/H.-J. Siewert (Anm. 21), S. 70ff.



Mitgliedschaft in einer Partei. Auch bei der Rolle,
die den Parteien in der Kommunalpolitik zugestan-
den wird, fillt die deutliche Distanz zu ihnen auf.
Nahezu drei Viertel aller befragten Biirgermeister
meinten, dall Parteien auf dem Rathaus nichts zu
suchen hitten®. Mit Sicherheit spielt dabei das
Wabhlrecht eine wesentliche Rolle®.

V. Vom Fiihrungspluralismus zum
Entscheidungszentralismus

In Nordrhein-Westfalen ist die Entscheidungs-
struktur von der Kommunalverfassung nicht ein-
deutig determiniert, vielmehr besteht eine gewisse
Tendenz zum Fiihrungspluralismus. Anders als in
Baden-Wiirttemberg ist hier dem Verwaltungschef
von der Gemeindeordnung keineswegs die fiih-
rende Rolle zugedacht, vielmehr muf3 dieser sich
die Fiihrungsrolle oft mit anderen Politikern tei-
len.

1. Ausgangspunkt: Labiles Machtgleichgewicht

Hiéufig besteht zunéchst ein labiles Machtgleichge-
wicht, wenn Rat und Verwaltungschef noch nicht
lange im Amt sind. Die Hauptakteure auf der Ver-
waltungsseite sind dann neben dem Hauptverwal-
tungsbeamten u.U. auch die Beigeordneten und
wichtige Dezernenten. Auf Ratsseite gehoren dazu
der Biirgermeister, die Vorsitzenden der groBen
Fraktionen sowie manchmal auch die Vorsitzen-
den der wichtigsten Ausschiisse. Dieser Personen-
kreis ist ja bereits in anderem Zusammenhang als
sog. Vorentscheidergruppe bekannt geworden®’.
Je nach lokalen und regionalen Besonderheiten
der politischen Kultur kann aus diesem Fiihrungs-
pluralismus allerdings ein zentralisiertes Entschei-
dungssystem werden, wenn ndmlich einer der
Hauptakteure die Rolle des ,,zentralen Politikers*
~ {ibernimmt. Das ist die Person, die iiber die stirk-
ste Stellung im Vorentscheidersystem verfiigt, den

35 An dieser von Gerhard Lehmbruch bereits 1975 festge-
stellten Tendenz scheint sich auch mehr als zehn Jahre spiiter
wenig geiindert zu haben; vgl. Gerhard Lehmbruch, Der Ja-
nuskopf der Ortsparteien, in: Der Biirger im Staat, 25 (1975)
i

36 Vgl. Bernd Loffler/Walter Rogg, Kommunalwahlen und
kommunales Wahlverhalten, in: Theodor Pfizer/Hans-Georg
Wehling (Hrsg.), Kommunalpolitik in Baden-Wiirttemberg,
Stuttgart 1991°, S. 108124,

37 Vgl. Gerhard Banner, Zur politisch-administrativen
Steuerung in der Kommune, in: Archiv fiir Kommunalwis-
senschaften, (1982), S.26-47.
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groBten EinfluB auf ortliche Themen und Kon-
zepte nimmt und jederzeit in der Lage ist, um seine
Person eine Mehrheit zu scharen®. Hierfiir
kommen neben dem Gemeindedirektor vor allem
der Biirgermeister und der Chef der Mehrheits-
fraktion in Betracht.

Ein wichtiger Faktor ist hierbei die lokalpolitische
Situation, d.h. Parteienkonstellation und Mehr-
heitsverhiltnisse im Rat sowie Geschlossenheit
oder Fliigelkimpfe in Parteien und Fraktionen,
insbesondere in der Mehrheitsfraktion und der da-
hinterstehenden Partei. Es liegt auf der Hand, da3
der Vorsitzende einer Fraktion, die eine sichere
Mehrheit im Rat stellt, erheblich mehr Einflull auf
die Verwaltung hat, als beispielsweise der Vorsit-
zende einer Fraktion, die sich in einer Pattsituation
befindet. Auch der Riickhalt des einzelnen zentra-
len Akteurs in Partei und Fraktion spielt eine wich-
tige Rolle. Das gleiche gilt fiir die Moglichkeit, auf
die Ressourcen anderer politischer Ebenen Zugriff
zu haben. Hierfiir kommen mogliche Doppel- oder
Mehrfachrollen der — formal ehrenamtlichen -
Politiker, z. B. als Kreistags-, Landtags- oder Bun-
destagsabgeordnete oder als Mitglieder von Auf-
sichtsriiten ortlicher und iiberortlicher Wirtschafts-
unternehmen, in Betracht.

Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusam-
menhang ferner die Mitgliedschaft in den Vorstén-
den der kommunalen Spitzenverbinde und der
kommunalpolitischen Organisationen der Par-
teien®’, Und auch die Riickbindung des jeweiligen
Akteurs an bestimmte gesellschaftliche Institutio-
nen oder Gruppen wie Kirchen, Verbidnde und
Vereine ist fiir dessen Chancen, die Position des
zentralen Steuerungspolitikers zu iibernehmen,
u.U. von groBer Bedeutung. SchlieBllich sollte
nicht vergessen werden, daB8 die Lokalpolitik stets
eine Angelegenheit von Menschen und deren indi-
viduellen Eigenschaften ist. Dabei spielen einer-
seits Charaktereigenschaften der zentralen AKk-
teure eine Rolle, wie z.B. die Fihigkeit, andere
von den eigenen Vorstellungen iberzeugen zu
konnen oder ein besonderes politisches ,,Finger-
spitzengefiihl“ zu entwickeln. Andererseits ist aber
auch die fachliche Qualifikation des einzelnen
Akteurs von Bedeutung.

38 Vgl. Gerhard Banner, Kommunale Steuerung zwischen
Gemeindeordnung und Parteipolitik — am Beispiel der Haus-
haltspolitik —, in: Die Offentliche Verwaltung, 9 (1984),
S.364-372.

39 Z.B. Kommunalpolitische Vereinigung der CDU/CSU,
Sozialdemokratische Gemeinschaft fiir Kommunalpolitik.
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2. Varianten des zentralisierten
Entscheidungssystems

Je nachdem, wie die daraus resultierenden Macht-
potentiale verteilt und auf bestimmte zentrale
Akteure konzentriert sind, lassen sich aufgrund
der insoweit iibereinstimmenden Ergebnisse ver-
schiedener empirischer Untersuchungen die fol-
genden drei Varianten feststellen:

Variante 1: Exekutive Fiihrerschaft

In Kleinstidten und Gemeinden des lindlichen
Raumes ist die Wahrscheinlichkeit groB, daf3 der
Gemeindedirektor die Fiihrungsrolle iibernimmt.
Hier macht sich in den Riten das Fehlen an profi-
lierten Landes- und Bundespolitikern, aber auch
an Verwaltungsjuristen, Gewerkschafts- und
Verbandssekretiren bemerkbar. Zudem stehen
dem hauptberuflich agierenden Verwaltungschef,
der oft der einzige Jurist im Rat ist, im allgemeinen
blofle Feierabendpolitiker gegeniiber, die neben
der Ratsarbeit ihrem Hauptberuf nachgehen miis-
sen. In dieser Variante néhert sich die Situation
dem Modell exekutiver Fiihrerschaft. Ein ,star-
ker* Gemeindedirektor beherrscht den Rat und
errichtet mit Hilfe der Mehrheitsfraktion, deren
»Spiritus rector” er zugleich ist, eine Art Allein-
herrschaft. Biirgermeister und Vorsitzender der
Mehrheitsfraktion treten hinter ihm zuriick. Die
Charakteristika dieser Variante sind eine hohe Ef-
fizienz der Verwaltung®’, eine enge und unmittel-
bare Verbindung des Verwaltungschefs zu den lo-
kalen gesellschaftlichen Organisationen®! sowie
zur ortlichen Wirtschaft:; und schlieBlich eine ten-
denziell unpolitische Haltung der Bevolkerung,
begleitet von einer niedrigen Bewertung der Op-
positionsrolle im Rat.

Als Beispiel fiir diese Variante mag die Grofge-
meinde G. dienen. Hier ist der Gemeindedirektor
der ,ungekronte Konig® der Gemeinde und der
Biirgermeister lediglich formal Vorsitzender des
Rates. Tatsichlich fithrt der Gemeindedirektor
auch im Rat und in den Ausschiissen das ,groBe
Wort*. In stindigem Kontakt zum Regierungspri-
sidenten und in enger Verbindung zu den wichtig-
sten gesellschaftlichen Organisationen werden die
wesentlichen Entscheidungen oft sogar ohne Wis-
sen der CDU-Mehrheitsfraktion soweit vorange-
trieben, dafl dem Rat nur die Moglichkeit zur Ak-
klamation bleibt.

40 Gemessen in eingeworbenen Landesmitteln.
41 Kirchen, Vereine, Freiwillige Feuerwehr etc.
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Variante 2: Gemdfigter Populismus

In einer zweiten Variante wird der Biirgermeister
zum zentralen Steuerungspolitiker. Dies ist — in
Nordrhein-Westfalen = tendenziell dann der Fall,
wenn dieser in einer GroBstadt mit SPD-Mehrheit
zugleich SPD-Landtagsabgeordneter ist und iiber
wichtige Verbindungen zur Landesregierung ver-
fiigt. In einer Stadt mit CDU-Mehrheit setzt dies
hingegen eher die Mitgliedschaft in der CDU/
CSU-Fraktion des Bundestages und Verbindun-
gen zur Bundesregierung voraus. Der Biirger-
meister kann in diesen Fillen beispielsweise Infra-
struktureinrichtungen fiir seine Stadt und Auf-
trige oder Subventionen fiir die ortlichen Wirt-
schaftsunternechmen beschaffen. Eine weitere
wichtige Voraussetzung fiir die Position des ,,zen-
tralen Steuerungspolitikers* ist freilich, da der
Biirgermeister iiber eine grofle Popularitit bei der
Bevolkerung und - nicht zuletzt wegen seiner
Zugkraft bei der Wahl - iiber einen starken Riick-
halt in seiner Partei und Fraktion verfiigt.

Als Beispiel mag hier die Stadt R. dienen. Hier hat
der Oberbiirgermeister, der zugleich SPD-Land-
tagsabgeordneter und stellvertretender Vorsitzen-
der des Wirtschaftsausschusses im Landtag ist, mit
Hilfe eines groBen personlichen Biiros eine Art
Nebenverwaltung von zeitweilig bis zu 30 Mitar-
beitern aufgebaut, mit der er die Verwaltungs-
spitze kontrolliert. Die meisten Initiativen gehen
von ihm aus, wiihrend Initiativen und Vorlagen des
Oberstadtdirektors, die nicht vorher mit dem
Oberbiirgermeister abgestimmt wurden, im Rat
auf Widerstand oder sogar auf vollige Ablehnung
stoBen.

Variante 3: Partei- und Fraktionsherrschaft

In einer dritten Variante wird der Vorsitzende der
starksten Ratsfraktion zum zentralen Steuerungs-
politiker. Dies wird tendenziell immer dann der
Fall sein, wenn er (und nicht der Biirgermeister)
Landtags- bzw. Bundestagsabgeordneter ist und so
iiber die Unterstiitzung einer anderen politischen
Ebene verfiigt. Nicht zuletzt durch diese Moglich-
keit des Zugriffs auf Landesmittel gelingt es ihm
oft, die Fraktion auf sich .einzuschworen®. Die
Varianten 2 und 3 sind vor allem in Grofstadten
mit einer stark fragmentierten Parteienstruktur
feststellbar. AuBerdem setzt die Variante3 eine
klare Mehrheit einer Fraktion voraus, an der
vorbei keine Politik in der Stadt gemacht wer-
den kann. Wihrend der Biirgermeister auch dann
noch - z. B. aufgrund seiner personlichen Populari-
tat und seiner Riickbindung an gesellschaftliche
Gruppen - bis zur Neuwahl eine zentrale Rolle bei
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der lokalen Politiksteuerung spielen kann, wenn es
eine Pattsituation im Rat gibt, ist diese Situation
fiir den Vorsitzenden der stirksten Fraktion zu-
meist politisch ,,todlich*.

Als Beispiel fiir die dritte Variante kann die Stadt
S. herangezogen werden, wo der Vorsitzende der
Mehrheitsfraktion Mitglied des Landtags ist und
iiber einigen EinfluB in der Landesregierung ver-
fiigt. Er hat dafiir gesorgt, daBl Beigeordnete und
Dezernenten vom Rat gewidhlt wurden, deren
Loyalitit gegeniiber der Mehrheitsfraktion und
threm Chef stdrker ist, als die gegeniiber dem
Oberstadtdirektor. Inzwischen berit ein ganzer
Stab von Experten der Stadtverwaltung die SPD-
Fraktion — und insbesondere deren Vorsitzenden.
Mit welchem Kenntnisstand und mit welcher In-
tention die Verwaltungsangehoérigen dabei han-
deln, wissen weder der Oberstadtdirektor noch der
Oberbiirgermeister. Ganz offiziell nehmen 103 Be-
amte der Stadtverwaltung an den Sitzungen der
Fraktion und der Fraktionsarbeitskreise teil.

VI. Politische Kultur
und Gemeindeverfassung

Wie gezeigt wurde, kann dieselbe Kommunalver-
fassung — hier die nordrhein-westfilische Gemein-
deordnung - ganz unterschiedliche Entscheidungs-
strukturen hervorbringen, die, ausgehend vom
wFihrungspluralismus“, von einer Art ,City
Management®” bis zur exekutiven Fiihrerschaft
durch einen zentralen Politiker reichen. Dieser
zentrale Steuerungspolitiker kann allerdings so-
wohl aus der Verwaltung (Gemeindedirektor), als
auch aus dem Rat (Biirgermeister oder Chef der
Mehrheitsfraktion) kommen. Dabei zeigt sich, daf3
die Annahme, die Gemeindeordnung determiniere
die Entscheidungsstruktur durch die eindeutige
Zuweisung von Fiithrungsrollen und Machtpo-
tentialen, so nicht aufrechterhalten werden kann.
Vielmehr ist deutlich geworden, daf3 vor allem lo-
kale Besonderheiten der politischen Kultur fiir die
Ausgestaltung der jeweiligen Entscheidungsstruk-
tur mafgeblich sind. :

Ein wesentlicher Faktor ist dabei die Rolle, die die
politischen Parteien spielen*’. Ist ihre Bedeutung
gering, dann sind die Chancen fiir den

42 Vgl. Herbert Kiihr (Hrsg.), Vom Milieu zur Volkspar-

tei. Funktionen und Wandlungen der Parteien im kommuna- _

len und regionalen Bereich, Konigstein 1979.
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Verwaltungschef besonders hoch, sich zum zentra-
len Steuerungspolitiker aufzuschwingen. Das wird
zusitzlich erleichtert, wenn die Konsensbereit-
schaft im Rat groB ist. In dieser Hinsicht sind Ahn-
lichkeiten zwischen der Situation in Klein- und
Mittelstddten Baden-Wiirttembergs und der in Ge-
meinden des ldndlichen Raums in Nordrhein-
Westfalen festzustellen. Hier wirkt sich das nord-
rhein-westfilische Wahlrecht, das politische Par-
teien tendenziell begiinstigt, (noch) nicht aus. Auf
langere Sicht kénnte jedoch die VergroBerung der
Gemeinden durch die Gebietsreform die Bedeu-
tung der politischen Parteien auch im ldndlichen
Raum weiter zunehmen lassen. Die Tendenz zur
Machtkonzentration beim Verwaltungschef wird
noch verstédrkt durch das Fehlen profilierter Politi-
ker im Gemeinderat. Sobald jedoch der Biirger-
meister oder der Chef der Mehrheitsfraktion
Unterstiitzung von anderen politischen Ebenen
mobilisieren kann, bzw. die Parteien eine aus-
schlaggebende Rolle in der Stadt spielen, verédn-
dert sich dieses Bild z. T. nachhaltig.

Fir die in der einzelnen Gemeinde bestehende
Entscheidungsstruktur sind also sowohl institutio-
nenbezogene wie personenbezogene Merkmale
mafigebend. Bei den institutionenbezogenen
Merkmalen kommt es z.B. auf die Mehrheitsver-
héiltnisse im Rat, die Geschlossenheit der stirksten
Fraktion und die Unterstiitzung der Fraktion
durch die ortliche Parteibasis an. Oft spielen je-
doch personenbezogene Merkmale eine ausschlag-
gebende Rolle, wie etwa der Riickhalt, den die
zentralen Akteure bei der Mehrheitsfraktion, bei
einfluBBreichen gesellschaftlichen Organisationen
und Gruppen bzw. bei der Bevolkerung haben.
Aber auch Qualifikation und Image der zentralen
Akteure gehoren zu dieser Merkmalskategorie.
Neben diesen lokalen Aspekten konnen iiber-
lokale Faktoren vor allem dann eine Bedeutung
erlangen, wenn z.B. durch Doppel- oder Mehr-
fachrollen eines zentralen Akteurs dessen Macht-
potential in der Gemeinde erheblich gestirkt wird.

Der undifferenzierte Vorwurf, die nordrhein-west-
falische Gemeindeordnung verhindere eine sinn-
volle Politiksteuerung auf lokaler Ebene, ist weit-
gehend iiberzogen und stellenweise sogar ganz
unberechtigt. Die Forderungen der Hauptgemein-
debeamten in Nordrhein-Westfalen, die Funktio-
nen von Verwaltungschef und Ratsvorsitzendem in
einer Person zusammenzufassen und diesen Biir-
germeister neuer Art (wieder) auf zwolf Jahre zu
wihlen, 148t sich mit den Ergebnissen dieser Un-
tersuchung jedenfalls nicht rechtfertigen. Sie er-
scheinen vielmehr als iibersteigertes Machtstreben
der amtierenden Gemeindedirektoren. Die Ein-
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fiihrung der Siiddeutschen Ratsverfassung wiirde
den Wiinschen dieser Gruppe zwar entgegenkom-
men, mufl aber angesichts der Vielzahl und der
Vielfalt von unterschiedlichen Interessen (insbe-
sondere in den GroBstidten Nordrhein-Westfa-
lens), die in das politische System der Gemeinde
integriert (und nicht ausgegrenzt) werden miissen,
als wenig erfolgversprechend eingeschitzt werden.
Fiir die politischen Parteien wiirde die Chance
noch geringer werden, ihrer eigentlichen Aufgabe
gerecht zu werden, die Anliegen der Biirger in den
Entscheidungsprozefl ihrer Gemeinde einzubrin-
gen.

Andere Forderungen sind hingegen durchaus be-
denkenswert: DaBB der Rat stiarker die Aufgabe als
Steuerungs- und Kontrollorgan fiir die wichtigsten
Gemeindeangelegenheiten und die allgemeinen
Grundsitze der Verwaltungsfithrung iibernehmen
sollte, statt sich in jedes Detail der Verwaltungsar-
beit einzumischen, erscheint gerade auch unter
dem Gesichtspunkt einer Aufrechterhaltung der
Ehrenamtlichkeit der Ratsmitglieder als sinnvoll.
Besonders in GroBstiddten spricht vor allem das
Selbstverstandnis der Ratsmitglieder fiir eine sol-
che Losung. Freilich miiite entsprechend die im
Grundgesetz enthaltene Funktionsbestimmung der
kommunalen Selbstverwaltung neu iiberdacht wer-
den, der zufolge die Stadt- und Gemeinderéte
keine Parlamente, sondern Verwaltungsorgane
sind. Die Forderung nach einer solchen Neube-
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stimmung der kommunalen Selbstverwaltung ist
immer wieder auch von Politik- und Rechtswissen-
schaften erhoben worden®’. Dabei wird aber zu-
meist nicht bedacht, daf eine solche Verdnderung
das mithsam ausbalancierte Gleichgewicht zwi-
schen Bund und Léndern im foderalen System
storen, wenn nicht sogar zerstéren wiirde*. Die
Lander sind nach den bisherigen Erfahrungen
nicht bereit, ihr Exklusivrecht, als einzige legitime
Partner des Bundes auftreten und damit auch fiir
wihre“ Gemeinden handeln zu diirfen, aufzugeben.

Zu betonen bleibt abschlieBend noch einmal, daf
jede Umgestaltung der geltenden Gemeindeord-
nung die Vorgaben der ortlichen politischen Kul-
tur beriicksichtigen mufl. Der Nutzen einer sol-
chen Umgestaltung mul} vor allem daran gemessen
werden, ob und inwieweit es dem lokalen politisch-
administrativen System gelingt, die in der Ge-
meinde vorhandenen unterschiedlichen (und glei-
chermaBen legitimen) Interessen zu integrieren
und zu koordinieren. Dabei spielt neben einer
funktionstauglichen Kommunalverfassung vor al-
lem ein Gesichtspunkt eine Hauptrolle, der allzu-
oft vernachlassigt wird: der ,,Faktor Mensch*!

43 Z.B. von Wolfgang Roters, Dietrich Thrinhardt und
Gerd Schmidt-Eichstaedt.

44 Vgl. Arthur B. Gunlicks/Riidiger Voigt (Hrsg.), Fode-
ralismus in der Bewiihrungsprobe: Die Bundesrepublik
Deutschland in den 90er Jahren, Bochum 1991.
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Everhard Holtmann

Politisierung der Kommunalpolitik
und Wandlungen im lokalen Parteiensystem

I. Parteipolitik im kommunal-
politischen Entscheidungsprozef3

1. Kommunalpolitik - eine Politikqualitit
eigener Art?

Wer die ,,Politisierung™ der Kommunalpolitik the-
matisiert, begibt sich wissentlich in das Feld eines
altbekannten Grundsatzkonflikts, der um ,Natur*
und ,,Wesen® von kommunaler Selbstverwaltung
gefiihrt wird. Dieser Disput nimmt mitunter Ziige
eines verfassungspolitischen Bekenntnisstreits an.
Bedenkt man, dafl die kommunale Selbstverwal-
tung wichtige Funktionen einer dritten Ebene im
Bundesstaat mit eigenen und iibertragenen Aufga-
ben erfiillt, daB kommunale Koérperschaften bei-
spielsweise rund zwei Drittel aller jahrlichen o6f-
fentlichen Investitionen titigen und etwa 80 Pro-
zent der Bundes- und Landesgesetze ausfiihren,
daB ferner Gemeindepolitik immer noch als eine
Grundschule der Demokratie gilt, dann wird deut-
lich, daB es fiir eine stabile Fundamentierung de-
mokratischer politischer Kultur nicht unerheblich
ist, ob die parteienstaatliche Konkurrenzdemokra-
tie auch fiir die kommunale Ebene akzeptiert wird.
Denn wenn der Kommunalpolitik im 6ffentlichen
BewuBltsein eine politische Qualitdt eigener Art
zugewiesen wiirde, miiBte der Anspruch, das fiir
die nationale Politik anerkannte regulative Prinzip
des Parteienstaats auf kommunale Angelegenhei-
ten zu iibertragen, systemwidrig erscheinen.

Gewill wird heute kaum mehr ernstlich behauptet,
die Erledigung gemeindlicher Angelegenheiten
durch Gemeinderat und -verwaltung sei génzlich
~unpolitisch*. Dafl auch Kommunalwahlen politi-
sche Wahlen sind - und zwar unabhingig davon,
ob man die ebenenabhingigen Bestimmungs-
griinde des Wahlverhaltens stirker oder schwicher
gewichtet! —, daB des weiteren die Kommunalpoli-
tik de facto maBgeblich von politischen Parteien
gestaltet wird und hierbei wiederum die groflen

1 Vgl. Paul Kevenhérster, Parallelen und Divergenzen zwi-
schen gesamtsystemarem und kommunalem Wahlverhalten,
in: Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.), Kommunales Wahl-
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Parteien eine Fiithrungsrolle innehaben?, ist als ein
Kennzeichen kommunaler Verfassungswirklich-
keit inzwischen weithin bekannt, wenn auch nicht
vorbehaltlos anerkannt.

2. Parteipolitisierung wiichst mit den OrtsgroBen

Die empirisch angeleitete lokale Politikforschung
hat herausgearbeitet, daB3 der Faktor Parteipolitik
fiir kommunale Entscheidungsprozesse an Bedeu-
tung gewinnt. Eine Definition Hans-Georg Weh-
lings iibernehmend, ldBt sich Parteipolitisierung
bestimmen als das AusmaB, in dem es ortlichen
Parteiorganisationen und Parteivertretern gelingt,
»~die Kommunalpolitik personell, inhaltlich und
prozedural zu monopolisieren*?. Als MaBstab fiir
eine parteipolitische Durchdringung der Rathaus-
politik konnen demnach die formelle Partei-
zugehorigkeit und - ungleich schwieriger nach-
weisbar - virtuelle Parteibindungen der Mitglieder
von Rat und Verwaltungsstab herangezogen wer-
den. AufschluBreich sind ferner die inhaltliche
Ausrichtung von BeschluBvorlagen an parteipoliti-
schen Zielsetzungen sowie der Grad der Parlamen-
tarisierung kommunaler Entscheidungsprozesse.
Diese ist u.a. am arbeitsteiligen Zusammenwirken
von Ratsausschiissen und Ratsplenum* sowie an
beider Abstimmungsverhalten ablesbar®.

Je nach OrtsgroBe, Typus der Gemeindeordnung
und regionaler politischer Kultur wird der er-

verhalten, Bonn 1976, S.241ff.; Dieter Hermann/Raymund
Werle, Kommunalwahlen im Kontext der Systemebenen, in:
Politische Vierteljahresschrift, 24 (1983) 4, S. 385ff.; Konrad
Schacht, Wahlentscheidung im Dienstleistungszentrum,
Frankfurt/M. 1986.

2 So das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung
vom 23. Januar 1957, vgl. BVerfGE 6, S. 114.

3 Hans-Georg Wehling, ,Parteipolitisierung® von lokaler
Politik und Verwaltung? Zur Rolle der Parteien in der
Kommunalpolitik, in: Hubert Heinelt/Helmut Wollmann
(Hrsg.), Brennpunkt Stadt. Stadtpolitik und lokale Politik-
forschung in den 80er und 90er Jahren, Basel u.a. 1991,
S. 150.

4 Vgl. Hans-Ulrich Derlien u.a.. Kommunalverfassung
und kommunales Entscheidungssystem, Meisenheim 1976,
S.72ff., 116; Uwe Winkler-Haupt, Gemeindeordnung und
Politikfolgen, Miinchen 1988, S. 173f., 197,

5 Vgl H.-G. Wehling (Anm. 3), S. 150f.
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reichte Stand der Parteipolitisierung schwanken®,
Auch bei Anwendung dieser Variablen ist es den-
noch schwierig, eine im Lauf der Zeit zunehmende
Parteipolitisierung exakt nachzuweisen. Unter Be-
ricksichtigung solcher Unsicherheiten resiimiert
Wehling: ,,Alle verfiigbaren Befunde sprechen da-
fir, daB das AusmaB von Parteipolitisierung . . .
mit der Gemeindegrofe zunimmt. Mit zunehmen-
der GemeindegroBe verringert sich der Anteil der
Freien Wihler an den Gemeinderatsmandaten, ge-
horemr die Hauptverwaltungsbeamten und die Bei-
geordneten einer politischen Partei an — auch bei
der Direktwahl des Biirgermeisters in Baden-
Wiirttemberg und Bayern —, finden allgemeinpoli-
tische Debatten in Gemeinderiten statt, tendiert
die Ratsarbeit zunehmend in Richtung Parlamen-
tarisierung: mit entsprechendem Debattenstil,
Vorentscheidungen in Fraktionen, Abstimmungen
nach Mehrheit und Minderheit. . . . Mit zuneh-
mender GroBe der Rite werden schlieBlich parla-
mentarische Prozesse zunehmend funktional, de-
ren Handhabung erleichtert wird durch ein mit
OrtsgroBe  zunehmendes  parlamentarisches,
kompetitives Selbstverstindnis der Ratsmitglie-
der. %’

Diesem Befund widerspricht nur auf den ersten
Blick, daB die Freien Waihlergemeinschaften
(FWG) bei Gemeinderatswahlen in Baden-Wiirt-
temberg ihren Stimmenanteil, der im Jahr 1980 bei
24,3 Prozent lag, bis 1989 auf 40,7 Prozent haben
steigern konnen®., Bei genauerer Priifung erweist
sich ndmlich, daBl ein GroBteil der nicht parteige-
bundenen Mandatstriager der FWG ihre jeweiligen
~freien* Listen sehr wohl als einer der Parteien na-
hestehend ansieht’.

DaB politische Parteien im Feld der Kommunalpo-
litik inzwischen ihre institutionelle Vormachtstel-
lung haben ausbauen koénnen, wird durch andere
Untersuchungen in der Tendenz bestétigt. So hat
Doris Gau am Beispiel von Kélner Stadtverordne-
ten typische Verlaufsmuster kommunalpolitischer
Karrieren ermittelt. Ihre Untersuchung zeigt, da3
die Chancen fiir den Aufstieg zum Mandatstrager
in der GroBstadt primir iiber politische Parteien
vermittelt werden'®. Diese fiir mittlere und gro-
Bere Stidte wohl generell nachweisbare Auswahl-
funktion politischer Parteien bei der Kandidaten-

6 Vgl. ebd. Zum Einflufl vergleichbarer Kontextvariablen
auf kommunale Wahlentscheidungen vgl. D. Hermann/R.
Werle (Anm. 1), S. 404.

7 H.-G. Wehling (Anm. 3), S. 158f.

8 Vgl ebd.,S.152,

9 Vgl. ebd.

10 Vgl. Doris Gau, Politische Fiithrungsgruppen auf
kommunaler Ebene, Miinchen 1983.
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aufstellung fiir Ratswahlen hat allerdings nicht
automatisch zur Folge, daf sich die gewihlten Re-
priasentanten hinfort als Notare eines Mehrheits-
willens verstiinden, der in Parteigremien vorab ge-
bildet und bei Abstimmungen im Gemeinderat nur
mehr ratifiziert wiirde.

3. Kommunalpolitiker als ,,Treuhinder*
und ,,Delegierte*

Anhand einer vergleichenden Untersuchung in
nordhessischen  Kreisparteiorganisationen von
CDU, SPD und FDP wies Andreas Engel lokalen
Parteiakteuren, die groBteils gleichzeitig Amter in
kommunalen Vertretungsorganen innehatten,
einen ,flexiblen Reprisentationsstil® nach, der
zwischen den Rollen des am Wohl der Gesamtge-
meinde orientierten ,,Treuhédnders® und des Par-
teibeschliissen verpflichteten ,Delegierten® be-
weglich bleibt!!. Das geteilte Rollenverstindnis er-
klart sich daraus, daB8 die mit einem Ratsmandat
ausgestatteten Lokalpolitiker an der Schnittstelle
zwischen kommunalpolitischen und parteibezoge-
nen Beziehungsfeldern agieren: , Kommunalpoliti-
ker betonen die politische Verantwortung gegen-
iiber der Gesamtbiirgerschaft, ebenso priferieren
Akteure mit intensiven Kontakten im kommunal-
politischen Handlungsfeld das Handlungsmodell
des Treuhidnders, wihrend solche mit intensiven
innerparteilichen Kontakten eine Affinitét zur De-
legiertenrolle zeigen.*“!? Das Ziel der Stimmenma-
ximierung gibt auch auf kommunaler Ebene die
Bedingungen des politischen Wettbewerbs und der
Neuverteilung von Machtchancen vor. Daher miis-
sen sich kommunal aktive Parteipolitiker in einem
~Spagat® iiben zwischen entschiedener Interessen-
vertretung ihrer Stammwihler einerseits und er-
folgreicher Ansprache parteiungebundener Wih-
lerschichten andererseits. Nach Engel ist es diese
gleichsam gespaltene Dynamik des Wihlerverhal-
tens, welche die Lokalpolitiker zum fortgesetzten
Rollenwechsel notigt™.

Auch die Art und Weise, wie kommunalpolitische
Interessengegensitze reguliert werden, stellt sich
januskopfig dar. In einer vergleichenden Studie
konnte Oscar Gabriel aufzeigen, daB sich im
kommunalen Geschehen herkommliche konkor-
danzdemokratische und parteienstaatlich-konkur-
renzdemokratische Handlungsmuster offenbar
miteinander verbinden. Erstere leiten die Praxis

11 Vgl Andreas Engel, Wihlerkontext und Handlungsdis-
positionen lokaler Parteiakteure, in: Karl Schmitt (Hrsg.),
Wabhlen, Parteieliten, politische Einstellungen, Frankfurt/M.
u.a. 1990, 1361f., insbes. S. 140, 162 ff.

12 Ebd., S. 166.

13 Vgl. ebd., S.173.
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* deutlich zu. .

einer partei- und konfliktfreien Verhandlungslo-
sung, letztere sind durch eine deutliche Scheidung
zwischen Regierungs- und Oppositionsrolle sowie
die Durchsetzung von Mehrheitsentscheidungen
charakterisiert’*. Aus Sicht dieser in Rheinland-
Pfalz durchgefiihrten Untersuchung ergibt sich fol-
gendes Bild: Parteifreie Wihlergemeinschaften
halten mancherorts erhebliche Wihleranteile, in
verbandsfreien Gemeinden hingegen besitzen die
national etablierten Parteien die weitaus meisten
Ratssitze. ,, Trotz einer gewissen Auflockerung des
lokalen Parteiensystems verloren die beiden gro-
Ben Volksparteien nicht ihre fithrende Position in
der Kommunalpolitik; denn selbst im ungiinstig-
sten Falle kontrollierten CDU und SPD gemein-
sam zwei Drittel der Ratsmandate.“'> Allerdings
ist in den Stiddten dieser Region seit Ende der sieb-
ziger Jahre eine Tendenz zur stirkeren Fraktiona-
lisierung des lokalen Parteiensystems erkennbar.
Legt man die Parteientheorie Lijpharts als MaB-
stab an, so miiBte diese Entwicklung auf eine
Starkung konkordanzdemokratischer Verhaltens-
muster hinauslaufen. Besser wohl deutet man
diese Veridnderung im lokalen Parteiensystem als
Anzeichen aktueller Politisierung, denn es sind die
GRUNEN, die durch ihren Einzug in Ratsvertre-
tungen die kommunalpolitischen Konfliktlinien
neu markiert haben'®,

Was parteipolitische EinfluBnahmen auf Personal-
und Sachentscheidungen betrifft, werden die von
Wehling vorgetragenen Befunde von Gabriel im
wesentlichen bestitigt. ,,Zwischen 1974 und 1984
nahm die Tendenz der Mehrheitspartei des Rates,
die Verwaltungsspitze exklusiv zu kontrollieren,
. . Besonders nahm die Neigung zu,
die Verwaltungsspitze ausschlieBlich durch Vertre-
ter der Mehrheitspartei zu beschicken.“!” In den
untersuchten rheinland-pfilzischen Stadten gehor-
ten Mitte der achtziger Jahre zwei von drei Biirger-
meistern der jeweiligen Mehrheitsfraktion des
Rates an (nur eine einzige Stadtverwaltung wurde
von einem parteilosen Amtsinhaber gefiihrt). Die
Biirgermeisterwahl ist liberwiegend Gegenstand
parteipolitischer Kampfabstimmungen geworden.
Ausgeprigter als bei der Beratung und Verab-
schiedung der kommunalen Etats, wo sich kontro-
verse und einstimmige Voten in etwa die Waage

14 Vgl. Oscar W. Gabriel, Das lokale Parteiensystem zwi-
schen Wettbewerbs- und Konsensdemokratie: Eine empiri-
sche Analyse am Beispiel von 49 Stddten in Rheinland-Pfalz,
in: Dieter Oberndérfer/Karl Schmitt (Hrsg.), Parteien und
regionale politische Traditionen in der Bundesrepublik
Deutschland, Berlin 1991, S. 371 ff.

15 Ebd., S.382.

16 Vgl. ebd., S.383.

17 Ebd., S. 386.
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hielten, ist demzufolge die Bestellung der leiten-
den Verwaltungsbeamten abhiingig von parteipoli-
tischen Mehrheitsverhiltnissen’®.

4. Parteipolitisierung — nicht primir ein Problem
politischer Hygiene

Der kommunale Parteienstaat als ortlich verklei-
nertes und auf gemeindliche Themen und Interes-
senlagen hin ausgerichtetes Formprinzip einer
Politik, die sich durch Parteipolitik(er) und Partei-
enwettbewerb vermittelt, hat offenbar — diesen
Schluf} lassen die empirischen Ergebnisse zu — auf
kommunalem Boden seine Position ausbauen kon-
nen. Andererseits weckt die parteipolitische
Steuerung kommunaler Angelegenheiten im Mei-
nungsbild der Bevolkerung eher ablehnende Asso-
ziationen. Auch Funktionstriiger in lokaler Politik
und Verwaltung ordnen auf Befragen ihre partei-
politische Bindung einer Verpflichtung gegeniiber
gesamtstddtischen Belangen meist unter. Fast
scheint es, als nehme mit fortschreitender kommu-
naler Parteipolitisierung der oOffentliche Wider-
stand gegen diese proportional zu.

Die Motive und die politische StoBrichtung, die
Tréiger und der sachliche Gehalt der Gegenstro-
mungen sind naturgemifB unterschiedlich. Teils
werden bestimmte ,,Auswiichse* kommunaler Par-
teipolitik (personeller Filz bei Besetzung kommu-
naler Amter, iiberzogene Ausgabewiinsche bei der
Haushaltsplanung) kritisiert'?, teils wird die Ab-
lehnung, so sie der traditionellen Vorstellung einer
ideologie- und parteifreien, rein sachbezogen ar-
beitenden Gemeinde-Selbstverwaltung verhaftet
bleibt, grundsitzlicher vorgetragen. Geht es, wie
hiufig behauptet, bei der Erledigung gemeindli-
cher Angelegenheiten allein darum, die eine dem
Problem sachlich angemessene Losung zu beschlie-
Ben, dann erscheint das Geltendmachen konkur-
rierender, zumal richtungspolitisch profilierter
Losungsalternativen in der Tat sachfremd und
destruktiv.

Die Forderung, dieses Spannungsverhiltnis durch
Eindimmung parteipolitischer EinfluBmaoglichkei-
ten zu beheben, ist demokratietheoretisch jedoch
nicht hinreichend reflektiert. Kommunale Partei-
politisierung sollte nicht vorrangig normativ als ein
Problem politischer Hygiene bzw. politischen

18 Vgl. ebd., S. 390.

19 Vgl. Hans-Uwe Erichsen (Hrsg.), Kommunalverfassung
heute und morgen. Bilanz und Ausblick, Koln u.a. 1989,
S.26 (Statement Erwin Schleberger); Gerhard Banner,
Kommunale Steuerung zwischen Gemeindeordnung und
Parteipolitik am Beispiel der Haushaltspolitik, in: Die Of-
fentliche Verwaltung, (1984) 9, S. 364 ff.
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MachtmiBbrauches beurteilt werden — als ginge es
nur darum, illegitimer Pfriindenwirtschaft und ver-
bissener Parteidogmatik Einhalt zu gebieten. Es
sind vielmehr wesentlich strukturelle, aus der
Eigendynamik kommunaler Sachlagen und Institu-
tionen kommende Impulse, welche die Parteipoli-
tisierung - jedenfalls in groBen Stidten — fordern.
Diese These bedarf freilich der Begriindung.

5. Ideologiefrei, harmonisch, rein sachlich -
ein verbreitetes Idealbild kommunaler Politik

Die Gegenposition zum Vorhergehenden ist seit
jeher das Standardargument insbesondere Freier
Wiihlergemeinschaften, daf3 eine moglichst partei-
freie Zusammensetzung der kommunalen Wahl-
korper einem sachpolitisch definierten ideellen
Gesamtwillen der Gemeindebiirgerschaft am be-
sten Ausdruck gebe. Hier dient die Forderung
nach ,ideologiefreier” Gemeindepolitik erkennbar
der kommunalen Positionssicherung ihrer Fiirspre-
cher, und dies ist im Wettbewerb um ortliche Wih-
lerstimmen zweifellos legitim. Die in jiingster Zeit
konsolidierten Stimmen- und Mandatsanteile fiir
Parteifreie bezeugen, daBl die Forderung, die Rat-
hdauser nicht der Parteipolitik zu tiberlassen, bei
Teilen der Wihlerschaft immer noch - und neuer-
dings vermehrt — Zustimmung findet. Sobald Ge-
meindebiirger demoskopisch befragt werden,
sprechen sie sich mehrheitlich fiir eine kommunal-
politische Praxis aus, die konsensgeleitet sein soll,
ideologiefreie Losungen sucht und nicht durch
Parteistreitigkeiten polarisiert wird.

Zur Illustration dieses Sachverhalts sei ein lokales
Beispiel angefiihrt: Ende 1981 hatte sich in Augs-
burg von der Ortspartei und Stadtratsfraktion der
CSU eine ,,Christlichsoziale Mitte“ (CSM) abge-
spalten, weil sich ein Teil der der CSU angehoren-
den Ratsmitglieder und Referenten weigerte, den
auf innerstidtische Konfrontation angelegten Kurs
der lokalen Parteifithrung mitzutragen®. Eine re-
prasentative Umfrage erbrachte, daB diese Form
der innerparteilichen bzw. kommunalen Konflikt-
austragung von lediglich 19 Prozent der befragten
Biirger befiirwortet wurde. 31 Prozent bewerteten
den Vorgang negativ. Sogar unter den Anhingern
der CSM war der Anteil derer, die meinten, eine
Spaltung wire besser vermieden worden, nicht viel
niedriger als die Zahl der Sezessionsbefiirworter
(31 zu 29 Prozent).

Soll ein Politiker, ein Abgeordneter, der bei Ab-
stimmungen in Gewissenskonflikte mit seiner Par-

20 Vgl. Roland Schulz, CSU und CSM in Augsburg — Ein
Fallbeispiel fiir kommunales Politikverstandnis, unv. Magi-
sterarbeit an der Universitit Erlangen-Niirnberg, 1989.
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tei gerit, sich der Parteirdson beugen oder wider-
setzen? Auch danach wurden die Augsburger be-
fragt. 26 Prozent gaben der Parteidisziplin den
Vorrang, fast 54 Prozent antworteten, ..er soll so
abstimmen, wie er selbst denkt*“?!; zwar ist in der
Frageformulierung nicht nach Politikebenen unter-
schieden worden, da die Antworten jedoch im
Kontext des konkreten ortlichen Parteikonflikts
eingeholt wurden, lassen sie sich als zusétzlichen
Hinweis auf eine gegeniiber parteipolitischer
Uberformung von Kommunalpolitik iiberwiegend
skeptische Grundeinstellung interpretieren®,

Einer ungebremsten Parteipolitisierung kommuna-
ler Organe wirkt diese Grundeinstellung wirksam
entgegen. Das zeigen nicht zuletzt die relativen
Wahlerfolge Freier Wihlergruppen. Wehling be-
richtet, daB in Baden-Wiirttemberg (Stand 1984)
fast jedes zweite Gemeindeoberhaupt einer politi-
schen Partei angehort. Zugleich vertraten aber
drei Viertel der befragten Biirgermeister die Mei-
nung: ,,Parteien haben auf dem Rathaus nichts zu
suchen. Hier geht es um Sachfragen.“® Dieses
Selbstverstindnis wird gewif3 gefordert durch den
besonderen Wahlmodus, der die Besetzung des
kommunalen Spitzenamtes durch Direktwahl
vorsieht und iiberdies politischen Parteien kein
Vorschlagsrecht einrdumt. Der von Engel heraus-
gearbeitete Rollenkonflikt wird auf der Biirger-
meisterebene offenbar iiberwiegend zugunsten des
iberparteilichen Treuhdnders gesamtstadtischer
Belange entschieden.

II. Problemgeleitete und
systembedingte Politisierung

1. Politikverflechtung fordert Politisierung

Die Abneigung gegen eine Parteipolitisierung der
Kommunalpolitik erweist sich nicht zuletzt deshalb
als so ziahlebig, weil sich ein latentes Einstellungs-
muster in der Bevolkerung und ein entsprechendes
Politikverstindnis von Wihlergruppen sowie nicht
weniger Biirgermeister wechselseitig reproduzie-

21 [Institut fiir Demoskopie Allensbach, CSU und CSM.
Eine Allensbach-Umfrage zur Spaltung der Augsburger
CSU, Mai 1982 (unveroffentlicht), S. 4, 12.

22 Vgl. die Belege bei Manfred Giillner, Der Zustand des
lokalen Parteiensystems: Chance oder Ende der Kommunal-
politik?, in: Joachim Jens Hesse (Hrsg.), Erneuerung der
Politik ,.von unten“?, Opladen 1986, S.33ff.; H.-G. Weh-
ling, Biirgermeister in Baden-Wiirttemberg. Stellung und So-
zialprofil, in: Die Offentliche Verwaltung, (1986) 24, 1051.
23 H.-G. Wehling (Anm. 22), S. 1051.
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ren. Zwar demontiert kommunale Parteipolitik ihr
schwaches Ansehen immer wieder beharrlich
selbst, indem etwa bei der Besetzung stadtischer
Verwaltungsposten die Herrschafts- und Versor-
gungspatronage allzu ungeniert betrieben wird
oder die symbolische Dramatisierung ortlicher
Probleme allzu durchsichtig ist. Entgegen einer
verbreiteten Annahme existiert jedoch kein quasi-
natiirlicher Gegensatz zwischen ,sachlicher*
Kommunalpolitik und ,ideologischer* Parteipoli-
tik. Einmal deshalb, weil sich nicht genau ausloten
14Bt, ob die lokale Anti-Parteien-Haltung haupt-
sdchlich ein Reflex genereller Parteiverdrossenheit
ist oder ob sie primér aus der groBBeren Anschau-
lichkeit und Ubersichtlichkeit ortlicher Aufgaben-
stellungen resultiert, was einen ,rein sachlichen®
Losungsbedarf subjektiv einleuchtend macht. Zum
anderen steht eine eigene Qualitit kommunaler
Politik, die aus der Absetzung gegen (parteien)-
staatliche abgeleitet ist, auch objektiv in Frage.

Die Unterscheidung zwischen — lokaltypischen -
Einzelfall-Entscheidungslagen und programmge-
leiteten Richtungsentscheidungen, die der ,.gro-

Ben* Politik vorbehalten sind, ist als Begriindung

fir die Sondernatur kommunaler Politik langst
briichig geworden. In dem MaBe namlich, wie kon-
krete Probleme, die im Ortlichen Wirkungskreis
anfallen, unter den Bedingungen einer fort-
geschrittenen Politikverflechtung zwischen Bund,
Landern und Gemeinden immer schon ebenen-
iibergreifenden richtungspolitischen Vorentschei-
dungen - auch: Nicht-Entscheidungen - unterlie-
gen, sind diese Probleme nicht mehr in , lokalisti-
schen* Alleingéngen entscheidbar. Der vorlaufige
Stopp fiir die Neufassungen der kommunalen Ab-
fallsatzungen Niirnbergs und Miinchens, den die
kommunale Rechtsaufsicht bzw. das Verwaltungs-
gericht mit Hinweis auf entgegenstehende bundes-
gesetzliche Regelungen verhdngt haben, ist dafiir
ein Beispiel. Dasselbe Beispiel verdeutlicht zu-
gleich, wie von kommunaler Seite versucht wird,
eine sachgerechte lokale Problemlésung durchzu-
setzen, indem man ein kommunales Aufgabenfeld
— hier iiber den Weg des kalkulierten Satzungskon-
flikts — gezielt politisiert®.

Der Tatbestand, da8 Gemeindepolitik mit Landes-
und Bundespolitik zunehmend héaufiger in ,,Ver-
bundlosungen* eingebettet ist, erweist sich fiir die
Einschatzung der Politisierung kommunaler Ent-
scheidungsprozesse als bedeutsam. Es ist nicht

24 Vgl. zur Kommunalisierung der Umweltpolitik Heinrich
Pehle, Umweltschutz vor Ort. Die umweltpolitische Verant-
wortung der Gemeinden, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 6/90, S.24-34,
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sehr sinnvoll, aus dem nachweisbaren Spannungs-
verhiltnis zwischen den kommunalen Gestaltungs-
anspriichen politischer Parteien einerseits und
typischen Erwartungshaltungen der Gemeinde-
biirger andererseits, die primir an einer leistungs-
fihigen Gemeindeverwaltung und ortlichen Infra-
strukturversorgung interessiert sind und Partei-
politik hier auszuklammern wiinschen, immer
wieder die Forderung abzuleiten, parteipolitische
~Fehlentwicklungen® der Selbstverwaltung seien
aufzuhalten®. Vielmehr stellt sich die Frage: Gibt
es Faktoren, welche die Politisierung der Kommu-
nalpolitik vorantreiben, gerade weil sie die beson-
deren lokalen Problemlagen und Politikbedingun-
gen abbilden?

2. Steigender Problemdruck verstirkt
Handlungszwang fiir lokale Akteure

Diese Frage leitet die nachfolgenden Ausfiihrun-
gen. Aufgenommen werden damit analytische
Uberlegungen, die Joachim Jens Hesse schon An-
fang der achtziger Jahre skizziert hat®®, Unbestrit-
ten bleibt dabei eine spezifische Qualitit von Ge-
meindepolitik; deren Besonderheit wird in den
Handlungsbedingungen kommunaler Selbstver-
waltung gesehen, wie sie durch typische lokale
Problemlagen und den institutionellen Rahmen
der Selbstverwaltung vorgegeben sind. Daran
kniipft die Annahme an, daf} die aktuelle Entwick-
lung in klassischen kommunalen Aufgabenberei-
chen wie Wohnen, Verkehr, Energie, Soziale
Dienste und Abfallentsorgung inzwischen ein Sta-
dium erreicht hat, das diese Bereiche als kritische
Politikfelder ausweist. Die Problemverschirfung
erzeugt einen steigenden Belastungs- und Erwar-
tungsdruck fiir kommunale Akteure, der, so meine
These, Politisierungsschiibe freisetzt.

Der Handlungsrahmen kommunaler Politik wird
dadurch doppelt verdandert. Einmal wird die Vor-
bereitung ortlicher Entscheidungen vermehrt Ge-
genstand kommunaler ,,AuBBenpolitik“. Zum ande-
ren verschieben sich die Machtgewichte innerhalb
der kommunalen Verfassungsorgane und zwischen
diesen: Weil die rechtliche Konstruktion der Ge-
meindeordnungen kein echtes parlamentarisches
System in dem Sinne vorsieht, da Rat und Ver-

25 So z.B. M. Giillner: Die nachlassende Wahlbeteiligung
bei Kommunalwahlen sei ,eine folgerichtige Reaktion der
Biirger auf Versuche der Politik, die Eigenstindigkeit und
die besondere Qualitit der kommunalen Politikebene zu
miBachten* (Anm. 22), S. 35.

26 Vegl. Joachim Jens Hesse, Biirger und Parteien auf loka-
ler Ebene: Die Kommune als Ort der gesellschaftlichen und
politischen Integration?, in: Joachim Raschke (Hrsg.), Biir-
ger und Parteien. Ansichten und Analysen einer schwierigen
Beziehung, Opladen 1982, S. 235ff.
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waltungsspitze sich wie Parlament und eine von
diesem gewihlte und zugleich abhéngige Stadtre-
gierung gegeniiberstehen, verstiarken die Ratspar-
teien auf anderem Wege ihre sachlichen und perso-
nellen EinfluBnahmen auf die Kommunalverwal-
tung. Um nach auflen hin Kompetenz zur Lésung
ortlich dringender Probleme nachzuweisen, ver-
sucht die lokale Parteipolitik sich der flankieren-
den Hilfe der Fachreferate und -dmter zu versi-
chern.

Die problemgeleitete Politisierung wird somit um
eine systembedingte Komponente érginzt. Letz-
tere ist ein bevorzugter Ansatzpunkt fiir die par-
teipolitische Durchsetzung kommunaler Funk-

tionsstellen, kennzeichnend insbesondere fiir die

Situation in Stiddten, die iiber eine ressortmifig
ausdifferenzierte Administration verfiigen. Jedoch
sind die politischen Parteien nicht ausschlieBlich
Gewinner der Politisierung des kommunalen Sek-
tors. Vermehrt lokal prisent und bei Kommunal-
wahlen erfolgreich sind namlich parteifreie Grup-
pierungen eines neuen Typs, die sich in ihrer so-
zialen Basis und ihren Zielpriferenzen von ,al-
ten” Freien Wihlergemeinschaften sichtlich unter-
scheiden. Infolge dieses Politisierungseffekts hat
sich das lokale Parteiensystem vor allem auf der
Ebene kreisangehoriger Gemeinden hiufig zu La-
sten des Mandatsanteils der etablierten Parteien
verandert. Nachfolgend wird sowohl die ,ldndli-
che® wie auch die ,stddtische* Variante kommu-
naler Politisierung vorgestellt und exemplarisch
beschrieben.

Die ,,Problemiiberbiirdung®* (Thomas Ellwein) des
kommunalen Entscheidungssystems ist, nicht aus-
schlieBlich ein Kennzeichen groBstddtischer Ver-
dichtungsraume, wenngleich in diesen besonders
ausgepragt. Im ortlichen Lebenskreis werden Be-
eintrichtigungen und Mingel in Bereichen der
Grundversorgung — Wohnraum, Umweltschutz,
Miillbeseitigung, Sozialhilfe, Verkehrswegepla-
nung und Verkehrsberuhigung — individuell immer
starker spiirbar. Die gravierenden Umweltbela-
stungen — allein fiir Baden-Wiirttemberg wird der
Besatz mit Altlastenverdachtsflichen auf 17000 bis
26000 geschitzt®” — beeintrichtigen die ortlichen
Lebens- und Arbeitsbedingungen. Zudem kumu-
lieren sich die Belastungen bei bestimmten Pro-
blemgruppen: Beispielsweise sind die stddtischen
sozialen Dienste angesichts der fortlaufenden Ver-
knappung an billigem Wohnraum zunehmend we-
niger in der Lage, die Lebensumstinde bediirftiger

27 Vgl. Raumordnungsbericht 1991, Dt. Bundestag,

12. WP, Drs. 12/1098, S. 116.
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Personengruppen oberhalb der Armutsgrenze zu
halten.

Kiirzungen im Bereich kommunaler Hilfs- und
Serviceangebote riihren auch daher, daf die finan-
zielle Ausstattung der Gemeinden mit den steigen-
den Leistungsanforderungen nicht Schritt hilt. In
Niirnberg beispielsweise hat sich von 1979 auf 1990
die durchschnittliche Sozialhilfebelastung je Ein-
wohner mehr als verdreifacht. Im gleichen Zeit-
raum ist die Steuerkraft je Einwohner lediglich um
70 Prozent (Index 1978 = 100) gestiegen®. Neue-
sten Pressemeldungen zufolge ist der Haushalts-
fehlbetrag der westdeutschen Stidte, Gemeinden
und Kreise insgesamt im ersten bis dritten Quartal
1991, verglichen mit dem Vergleichszeitraum des
Vorjahres, von 1,6 auf 5,3 Mrd. DM angewach-
sen”,

Steigender Problemdruck und anhaltende Res-
sourcenknappheit verstirken sich also in den
Kommunen gegenseitig. Im Wohnungssektor wird
dieser Wirkungszusammenhang besonders an-
schaulich: Wihrend einerseits der Nachfragedruck
durch Eintritt der geburtenstarken Jahrginge in
den Wohnungsmarkt seit Mitte der achtziger Jahre
zunimmt, ist das Angebot an preisgiinstigem
Wohnraum zuriickgegangen, da die kommunale
Neubautiitigkeit nachgelassen hat. Uberdies
schrumpft der Bestand an relativ billigen Altwoh-
nungen durch Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen. Wie sich fiir Niirnberg zeigen
1aBt, konzentrieren sich die Umwandlungsaktivita-
ten auf Wohnungen in verdichteten innerstidti-
schen Altbauquartieren sowie auf Sozialwohnun-
gen dlterer Forderungsjahrginge, mit hohen An-
teilen einkommensschwacher Mieter. Die Folge
ist, daB einkommensschwichere Haushalte auf
neue Sozialwohnungsbestinde in stddtischen
Randlagen verwiesen werden. Ein solches Auswei-
chen wird jedoch aufgrund des sinkenden Neubau-
volumens immer schwieriger (fiir Niirnberg weisen
die Jahre 1989/1990 die geringste Fertigstellungs-
rate seit 1950 aus)™.

Die kommunalen Akteure geraten durch die kri-
senhafte Entwicklung in zentralen Politikfeldern
unter verstirkten Handlungsdruck. Jene Felder, in
denen ein offentlicher Vorsorge- und Regelungs-
bedarf besonders dringlich ist, gehdéren zum klassi-

28 Vgl. Statistisches Jahrbuch 1991 der Stadt Niirnberg,

S. 155,175,
29 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 8.Januar

1992, S.9.

30 Erste Teilergebnisse eines Ifd. DFG-Projekts zu Verlauf
und Folgen der Umwandlung in Niirnberg (Mitteilung des
Projektleiters Prof. Winfried Killisch, Erlangen).
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schen gemeindlichen Aufgabenspektrum. Dies be-
griindet die formelle Zustindigkeit der kommuna-
len Ebene. Indes empfinden Stidte und Gemein-
den diese Zustindigkeit zunehmend als Belastung.
Mit den Leistungserwartungen betroffener Biirger
vor Ort direkt konfrontiert, sind sie nur unzurei-
chend imstande, die z.T. gesetzlich festgelegten
Anspriiche zu erfiilllen. Der Gesetzgeber hat
kostentrichtige Bereiche lokaler Leistungsverwal-
tung zu pflichtigen Aufgaben der Kommunen er-
klédrt, ohne diesen jedoch immer eine angemessene
Finanzausstattung (etwa durch Bezuschussung der
Sozialhilfeausgaben) mitzugeben.

In anderen stddtischen Problemfeldern, deren Re-
gelung von ordnungspolitischen Entscheidungen
der Bundesgesetzgebung abhdngt, fehlen den
Kommunen bislang wirksam greifende Steuerungs-
mittel, etwa befristete Umwandlungsverbote oder
eine Herabsetzung der sogenannten Kappungs-
grenze fiir Mieterhéhungen. Fiir betroffene Biirger
ist schwer erkennbar, dafl die politische Verant-
wortlichkeit iiber mehrere Systemebenen verteilt
ist. Dies hat zur Folge, daBl den kommunal Verant-
wortlichen auch staatliche Steuerungsdefizite an-
derer Politikebenen ungefiltert angelastet werden.
Protest und Unzufriedenheit regen sich zusitzlich
dort, wo die Kommunen zu Kiirzungen freiwilliger
Leistungen gezwungen sind, um die Kostenunter-
deckung bei Aufgaben auszugleichen, die ihnen
von Staats wegen iibertragen sind.

Hinzu kommt, daB gesamtstddtische und parti-
kulare Interessen besonders in kritischen Auf-
gabenfeldern zusehends schwieriger ausbalanciert
werden konnen. Biirger wehren sich beispiels-
weise gegen NeubaumaBnahmen, weil sie auf-
grund der damit einhergehenden héheren Wohn-
und Verkehrsdichte eine Beeintrachtigung ihrer
Lebensqualitét befiirchten. Bei der Planung von
Abfalldeponien, Kraftwerken und Miillverbren-
nungsanlagen sind Standortkonflikte mittlerweile
vorprogrammiert. Wo Anliegerproteste aufbre-
chen, werden lokale Probleme in den Bereich
offentlicher Kontroversen geriickt und dadurch
automatisch als Sache politisiert.

3. Kiritische kommunale Aufgabenfelder werden
parteipolitisch besetzt

Fiir eine lokale Parteipolitik bedeutet diese Politi-
sierung stddtischer Lebenswelt eine neue Heraus-
forderung. Die ohnedies bestehenden strukturel-
len Schwierigkeiten des lokalen Parteiensystems —
die sich mit Stichworten wie nachlassende Partei-
bindung, Erosion von Traditionsmilieus und sin-

19

kende Wahlbeteiligung benennen lassen — werden
zusitzlich verscharft. Als kommunale Akteure ste-
hen Parteipolitiker vor dem Dilemma, daB sie, im
miihsamer gewordenen Wettbewerb um Wihler-
stimmen, ihre Losungsfahigkeit fiir spezifisch ortli-
che Probleme nachweisen miissen, dabei aber mit
wechselnden Teilen ihrer Wiihlerklientel in Ziel-
konflikte geraten. MaBnahmen zur innerstadti-
schen Verkehrsberuhigung etwa finden zwar den
Beifall der Anwohner, vergraulen jedoch regelmi-
Big Einkaufs- und Berufseinpendler und den Han-
del. Fiir ortliche Parteiorganisationen ist es sicht-
lich schwieriger geworden, ihre klassische Funk-
tion zu erfiillen, ein Konzept flaichendeckender
Stadtpolitik anzubieten, das in einer nach Lebens-
stilen und Interessenlagen zunehmend zerglieder-
ten Stadtgesellschaft mehrheitsfahig bleibt.

In dieser Situation entwickeln ortliche Parteiak-
teure Strategien, welche die Politisierung der
kommunalen Arena verstirken. Geradezu
zwangsldaufig werden kritische Politikfelder zum
Gegenstand parteipolitischer Kontroversen. In
solchen Feldern finden Aktionsprogramme und
Dringlichkeitsantrdge am ehesten offentliche
Aufmerksamkeit. Parteiverbinde und ihre ort-
lichen Mandatstriger, die sich mit themenbezo-
genem Engagement als Sachwalter zahlenmiBig
groBer Bevolkerungsgruppen profilieren, diirfen
sich bessere Wahlchancen ausrechnen - kann
doch als gesichert gelten, daB die Issue-Orien-
tierung, also die subjektive Einschédtzung der
Wichtigkeit politischer Themen und der Problem-
l6sungskompetenz der Wahlbewerber, auch die
kommunale Wahlentscheidung wesentlich leitet®!.
So erkliart sich, daB der offentlich inszenierte,
verbale Schlagabtausch zwischen lokal konkur-
rierenden Parteien hirter geworden ist. Das
Bemithen um die erfolgreiche Besetzung von
Themenfeldern, die fiir die Wiahler wichtig sind,
zwingt die Konkurrenten aber auch zu hoéherer
Professionalitit in der Sache: Wenn Parteien ort-
liche Probleme aufgreifen und Losungen vor-
schlagen, miissen sie bei Betroffenen und bei
einer kritischen lokalen Offentlichkeit den Ver-
dacht ausrdumen, primir parteitaktisch vorzuge-
hen. Um iiberhaupt Gehor und Unterstiitzung zu
finden, miissen parteipolitische Lokalinitiativen
sachlich fundiert sein. Da ist es von erheblichem
Vorteil, wenn eine Partei auf das Expertenwissen
und die fachliche Reputation der kommunalen
Fachverwaltung zuriickgreifen kann.

31 Vgl. D. Hermann/R. Werle (Anm.1); K. Schacht
(Anm. 1).
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4. Parteipolitik sucht Assistenz der kommunalen
Fachverwaltung

Aus dieser Sicht erscheint die so hédufig und heftig
als lokale ,,Selbstbedienung® und ,,Parteibuchwirt-
schaft* kritisierte kommunale Personalpolitik in
etwas anderem Licht, denn das Bestreben politi-
scher Parteien, auf Stellenbesetzungen in der
Stadtverwaltung (auch unterhalb der Leitungs-
ebene) Einflul zu nehmen, ist durch die Dynamik
kommunaler Problemlagen und die Logik des
kommunalen Entscheidungssystems mitbegriindet.
Vergleichend angelegte empirische Fallstudien ha-
ben herausgearbeitet, dal die Stadtverwaltung in
der Regel iiber einen Wissensvorsprung verfiigt,
der sie den Ratsmitgliedern ,bei der Initiierung
und Vorbereitung von Beschliissen der Stadtver-
tretung generell iiberlegen“* macht. Zwar kann
von einer eindeutig ,,exekutiven Fiihrerschaft™ der
Kommunalpolitik nicht gesprochen werden. Aber
es ist eben doch die fachlich spezialisierte und kon-
tinuierlich tdtige Verwaltung, die einen ortlichen
Regelungsbedarf aufgreift und anmeldet, Vor-
schlage ausarbeitet und dabei héufig iiber denk-
bare Alternativen de facto eine Vorentscheidung
trifft.

Um so mehr kommt es fiir die im Rat vertretenen
Parteien darauf an, schon in die Vorbereitung
kommunalpolitischer Entscheidungen, die in die
Zustandigkeit der Verwaltung fillt, iiber Personen
ihres Vertrauens einbezogen zu werden®®. Auf die-
sem Wege kann in Planungsprozesse und in die
Entwicklung der kommunalen Leistungsangebote
ein richtungspolitischer Gestaltungsanspruch ein-
gebracht werden, der aufgrund des Wihlerauftrags
legitim ist. Indes: Nicht nur verfassungsrechtlicher
Bedenken wegen, die auf moglichen Durchbre-
chungen des Prinzips gleicher Zugangschancen zu
offentlichen Amtern griinden, sind einer einseitig
parteipolitisch gesteuerten Personalauslese Gren-
zen gesteckt. Die Amtszeit kommunaler Wahlbe-
amter endet nicht mit der Legislaturperiode der
gewihlten Stadtvertretungen. Daher sind, zumal
bei wiederholtem Wechsel der Mehrheitsverhilt-
nisse, Rat und Dezernentenkollegium héufig par-
teipolitisch nicht gleich zusammengesetzt. Auch
sind absolute Ratsmehrheiten in der Bundesrepu-
blik in letzter Zeit seltener geworden, so daf} die

32 H.-U. Derlien u.a. (Anm. 4), S. 116.

33 Vgl. Gerd Schmidt-Eichstaedt, Die Machtverteilung
zwischen der Gemeindevertretung und dem Hauptverwal-
tungsbeamten im Vergleich der deutschen Kommunalverfas-
sungssysteme, in: Archiv fiir Kommunalwissenschaft, (1985)
1;:S. 21 f£.

34 Vgl. zur Scharnier-Funktion der Fachausschiisse des
Rates G. Banner (Anm. 19), S. 370f.
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Zahl der Stidte mit Besetzungsmonopol der SPD
oder der Unionsparteien sinkt.

ITI. Strukturwandel parteifreier
Wihlergruppen

Die Politisierung hat auch die Kommunalpolitik
kleinerer, kreisangehoriger Stadte und Gemeinden
erfaf3t. Diesen Politisierungsprozef3 in Gemeinden
mittlerer und kleinerer Grofenklasse in Verbin-
dung mit der dort relativ starken Position partei-
freier Gruppierungen zu sehen, mag zunéchst
widersinnig anmuten, da doch gerade Freie Wih-
lergemeinschaften als erkldarte Verfechter einer
kommunalen Sachpolitik auftreten, die harmonie-
betont ist und Parteipolitik ausgrenzt. , Auf
kommunaler Ebene werden keine Gesetze erlas-
sen, die den Stempel der sie beschlieBenden politi-
schen Parteien tragen. Gemeindepolitik ist Sach-
politik und sollte als solche auch erhalten bleiben.
Eine Gewihr dafiir bieten die Freien Wiihler, die
auf Gemeindeebene wie auf Landkreisebene sach-
lich mit Erfolg arbeiten. .. Fiir das Wohl einer Ge-
meinde ist es unabdingbar, daB in den Gemeinde-
rat Personlichkeiten mit Sachverstand und dem
Willen zur Zusammenarbeit gewihlt werden.**
Diese Aussage, zitiert aus einem Biirgermeister--
Wahlbrief der FWG einer friankischen Marktge-
meinde aus dem Jahr 1990, gibt das typische tradi-
tionelle Selbstverstandnis Freier Wihler beispiel-
haft wieder.

Jedoch mehren sich in der letzten Zeit Anzeichen,
daB sich im Spektrum parteifreier ortlicher Wih-
lergruppen ein Strukturwandel vollzieht. Der
Wandel ist Ausdruck einer Politisierung, deren ge-
sellschaftliche und sachliche Bestimmungsgriinde
denen der GroBstidte ahnlich sind, die sich hier
jedoch nicht primér als verstirkte Parteipolitisie-
rung auswirkt. Die iiberwiegend groBstadtzen-
trierte lokale Politikforschung hat diesen Vorgang
bisher vernachlissigt. Doch dréingt sich als Hypo-
these geradezu auf, daB gesamtgesellschaftliche
Entwicklungen, die zu einer Politisierung lokaler
Themen und Politikverfahren in Ballungszentren
beitragen, zumindest auch in Gemeinden wirksam
sind, die im Einzugsbereich stddtischer Verdich-
tungsriume liegen. Auch Umlandgemeinden sind
von Umweltbelastungen, Zersiedelung und Pla-
nungskonflikten um Verkehrswege, Deponien
oder Industrieansiedlungen inzwischen eingeholt

35 Wahlbrief im Besitz des Verfassers.



worden. Gleichzeitig haben sich hier durch Zuzug
aus innerstiadtischen Wohngebieten in wachsender
Zahl Einwohner angesiedelt, die auf Beeintrichti-
gungen der Wohnstandortqualitdt mit vergleichs-
weise hoher Konfliktbereitschaft reagieren.

Unter den Neubiirgern stadtnaher kleiner Ge-
meinden ist der Anteil der Beschiftigten des
Dienstleistungssektors, also der neuen Mittel-
schichten mit gehobener Bildungs- und Berufsqua-
lifikation sowie urbanem Lebensstil, hoch. Diese
Sozialgruppe gilt soziologischen Erkenntnissen zu-
folge als besonders aufgeschlossen fiir postmateria-
listische Wertvorstellungen (dkologische Sensibili-
tat, Mitbestimmung, personliche Selbstentfaltung)
und fiir Formen einer ,,neuen Politik“, welche sich
auflerhalb der Politikvermittlungsschiene organi-
siert, die an Parteien und Grofverbinde angebun-
den ist*®. Solche politische Selbstaktivierung bleibt
zeitlich befristet und problembezogen, selten gibt
sie den Ansto3 zum Engagement in einer Partei.
Dieses Verhaltensmuster spiegelt die geringe Par-
teiidentifikation und eine Issue-Orientierung wi-
der, die, wie erwihnt, fiir das Wahlverhalten und
die politische Einstellung dieser Schicht allgemein
charakteristisch sind.

Fiir die Entwicklung der Kommunalpolitik in klei-
nen Stidten und Gemeinden laBt sich daraus die
Vermutung ableiten, daf kommunale Wachstums-
und Infrastrukturprobleme bei den betroffenen
Bewohnern Politisierungsprozesse auslosen, wobei
sich dieses Politisierungspotential jedoch vorzugs-
weise neben etablierten Parteien formiert (die in
dieser Ortsgroffienklasse ohnehin schwicher ver-
treten sind). Es tritt eine neue Variante partei-
freier Biirgerlisten auf. Diese unterscheiden sich
von dem altmittelstindisch-konservativen Pro-
gramm- und Sozialprofil der traditionellen FWG
deutlich und haben zu lokaler Parteipolitik ein we-
sentlich pragmatischeres Verhiltnis.

Ein flichendeckender Nachweis fiir diese Um-
gruppierung im lokalen Parteiensystem steht bis-
lang aus. Immerhin liegen zwei Fallstudien vor, die
der Frage nach einem Strukturwandel von Wihler-
gemeinschaften in einer Umlandgemeinde (knapp
3000 Einwohner) der nordbayerischen Uni-
versitatsstadt Erlangen und in einer Kleinstadt im
Taunus (rund 15000 Einwohner), die im Einzugs-
bereich des hessischen Rhein-Main-Gebietes liegt,
nachgegangen sind®’. Beide Orte sind in ihrer Be-
volkerungsstruktur durch hohe Anteile an mittle-
rer und oberer Mittelschicht geprigt. In beiden

36 Dazu auch allgemein Hinweise bei K. Schacht (Anm. 1),
S.2ff., 18ff.
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Fillen konkurrieren zwei parteifreie Gruppierun-
gen untereinander und mit lokalen Parteien.

Im Ergebnis dieser Lokalstudien wird die Politisie-
rungsthese in der Tendenz bestitigt. In der Erlan-
ger Umlandgemeinde gab das Votum der Gemein-
deratsmehrheit fiir eine umstrittene Umgehungs-
strae im Jahr 1982 den Anstof3 zur Griindung
einer zweiten parteiunabhéangigen Gruppierung.
Intendiert war eine ,,biirgerliche Konkurrenz® zur
ilteren FWG , ,,die Umweltthemen und eine hu-
manere Ortsplanung thematisiert**. Unter den
Gemeinderatskandidaten der ,,Unabhingigen Biir-
ger* dominierten 1984 die Altersgruppen unter 40
Jahren, etwa jede(r) zweite hatte eine Universi-
tatsausbildung. Fiir die parteilose Organisations-
form waren weniger prinzipielle Anti-Partei-Af-
fekte als vielmehr pragmatische Griinde ausschlag-
gebend; man hoffte, als iiberparteiliche Gruppie-
rung auch konservative Wihler anzusprechen. Mit
ihrem Auftreten ibernimmt die neue Wihler-
gruppe, so die Autorin der Studie, zwei Funktio-
nen: Sie biindelt Unzufriedenheit mit der ,auto-
kratischen Amtsfithrung” des langjdhrigen (von
der FWG gestellten) Biirgermeisters und artiku-
liert damit Forderungen nach mehr Partizipation
und Pluralitit im Gemeinderat. In ihrem Pro-
gramm betont sie typische postmaterialistische
Zielsetzungen (vertragliche Lebenswelt, Umwelt-
schutz), die hier ihren lokalen Festpunkt im Wi-
derstand gegen ein umstrittenes Verkehrsprojekt
finden®.

Von einer vergleichbaren Fragestellung ausge-
hend, hat die hessische Fallstudie fiir die Jahre
1972 bis Mitte 1991 mit einem Schwerpunkt auf der
Phase vor den Kommunalwahlen 1989 untersucht,
ob die in den achtziger Jahren gegriindeten politi-
schen Gruppierungen den Wertewandel in ihrer
Programmatik widerspiegeln und auf diese Weise
lokales Protestpotential binden. Um diese Arbeits-
hypothese zu iiberpriifen, wurde die von Inglehart
entwickelte Typologie, welche materialistische
Werthaltungen den postmaterialistischen gegen-
iiberstellt, auf die Gemeindeebene in abgewandel-

37 Vgl. Claudine Stauber, Freie Wihlergemeinschaften
und ihre Funktion in der Gemeinde, (unv. Magisterarbeit an
der Universitiit Erlangen-Niirnberg 1988); Ronald Biesten,
Der ProzeB der Bildung einer Wiihlergemeinschaft am Bei-
spiel der Wihlergruppe ,.Konigstein 2000%, unv, Magisterar-
beit an der Universitit Konstanz 1991,

38 Aussage eines Griindungsmitglieds, zit. in C. Stauber
(Anm. 37), S.76.

39 Vgl. C. Stauber (Anm. 37), S. 120. Bei den Kommunal-
wahlen 1984 erzielte die Wihlergruppe ,,Unabhiingige Biir-
ger” rd. 10 Prozent der Stimmen und ein Mandat. Das Er-
gebnis fiir 1990: 14,7 Prozent und zwei Mandate (CSU drei
Sitze, SPD vier, FWG fiinf).
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ter Form iibertragen. Kommunalpolitische Ziele
wie Umweltschutz und mehr Biirgermitsprache
werden als postmaterialistisch, Prédferenzen fiir
Gewerbeforderung bzw. eine solide Haushaltsfi-
nanzierung als materialistische Orientierungen
ausgewiesen®’. Daran gemessen gewinnen beide
ortlichen Wihlergruppen deutlich eigene Kontu-
ren: Griindung, Wahlerfolg¥ und Gemeinderats-
arbeit der ,,Aktionsgemeinschaft lebenswertes Ko-
nigstein* zeigen, daB in der Bevolkerung der Tau-
nusstadt postmaterialistische Einstellungen an Bo-
den gewonnen haben. ,Die Mischung aus okolo-
gisch-partizipatorischen und traditionell-bewah-
renden Werten, entsprechend ihrer Kandidaten-

struktur, in Verbindung mit einem parteilosen .

Auftreten, 1aBt fiir diesen neuen Typus einer Wih-
lergemeinschaft... einigen Erfolg zu. Auch fiir
einen Teil traditioneller CDU-Wihler erscheint sie
so wihlbar.“*> Nach Auffassung des Autors der
Studie signalisiert die Entstehung der AIK einen
kommunalpolitischen BewuBtseinswandel in der
Ortsbevolkerung, der von den etablierten Parteien
nicht oder nur verspiatet wahrgenommen worden
1st.

Anders und im politischen Profil weniger eindeutig
stellt sich die konkurrierende ,,Wihlergruppe Ko-
nigstein 2000 dar. Es lieBen sich materialistische
wie postmaterialistische Orientierungen feststel-
len, wobei einzelne Gemeinderatskandidaten un-
terschiedliche Sprachrohrfunktionen iibernehmen.
Insgesamt tendiert diese Wihlergruppe zu einer
»lobbyistischen Interessenvertretung™ der stédti-
schen Einzelhindler und Handwerker, die ihre

40 Vgl. R. Biesten (Anm, 37), S. 56f.

41 Bei den Kommunalwahlen 1981 errang die , Arbeitsge-
meinschaft lebenswertes Konigstein® (AIK) 22 Prozent und
acht Sitze (1985: neun Sitze, 1989: acht Sitze). Die ,,Wihler-
gruppe Konigstein 2000 (WK 2000) erhielt 1989 9.8 Prozent
und vier Sitze. Angaben It. R. Biesten (Anm. 37), S. 126.

42 Ebd., S.118.
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Anliegen in der Kommunalpolitik offenbar nicht
hinreichend vertreten fithlen. Weiteres Augen-
merk gilt der Stadtentwicklung und der Konsoli-
dierung der stddtischen Finanzen. Ein generelles’
Ressentiment gegeniiber politischen Parteien war
iibrigens in beiden Fillen als Griindungsmotiv
nicht festzustellen*.

Der hier beispielhaft beschriebene Strukturum-
bruch im Aktionsbereich parteifreier kommunaler
Wiihlergemeinschaften ist eine landlich-kleinstéd-
tische Erscheinungsform der konstatierten Ten-
denz zur ,,Auswanderung® der Wihler aus dem lo-
kalen Parteiensystem. Nicht nur die etablierten
Parteien (einschlieBlich der GRUNEN) sind durch
die neue Politisierung von unten herausgefordert.
Auch Freie Wihlergemeinschaften alten Typs, die
mancherorts schon als ein von ,,echten* Parteien
kaum noch unterscheidbares Teilelement des loka-
len Parteiensystems wahrgenommen werden*, ge-
raten unter Konkurrenzdruck. Sie reagieren dar-
auf, indem sie sich fiir 6kologische Zielvorstellun-
gen stirker offnen. Die groBen Parteien ihrerseits
versuchen, beispielsweise in Bayern, durch Auf-
nahme parteiloser Bewerber auf Kandidatenlisten
oder Neugriindung von Ortsvereinen ihre Wihler-
anteile zu festigen. Eine weitere Variante ist die
Griindung sogenannter ,, Tarnlisten*, die allerdings
mit geltendem Wahlrecht kollidiert*. Organi-
sationsreformen und wahltaktische MaBnahmen
allein werden, so viel scheint sicher, die lokalen
Akzeptanzverluste der politischen Parteien nicht
ausgleichen kdnnen.

43 Vgl. ebd., S.115, 118.

44 So D. Hermann/R. Werle (Anm. 1), S. 398.

45 Lt. Pressemeldungen sind wegen der Kandidatur von
»Tarnlisten* mehr als 20 Verfahren vor Verwaltungsgerich-
ten angestrengt worden.
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Oscar W. Gabriel/Katja Ahlstich/Frank Brettschneider/
Volker Kunz/Stefan Lowenhaupt

Neue Prioritéten fiir die kommunale Finanzpolitik?

Ergebnisse einer vergleichenden Stéadtestudie

I. Das Untersuchungsproblem

Die kommunalen Gebietskorperschaften spielen in
Deutschland traditionell eine wichtige Rolle bei
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Da-
seinsvorsorge. Das Grundgesetz trigt diesem
Sachverhalt in Art. 28 Abs. 2 Rechnung, in dem es
den Gemeinden das Recht verleiht, ,alle Angele-
genheiten der Ortlichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln®.
Da die Gemeinden und Gemeindeverbiinde jedoch
nicht nur ihre eigenen Aufgaben als kommunale
Gebietskorperschaften erfiillen, sondern dariiber
hinaus im Rahmen der gesamtstaatlichen Aufga-
benteilung etwa 80 Prozent aller Landes- und Bun-
desgesetze ausfithren und etwa zwei Drittel aller
staatlichen Investitionen titigen!, sind Erkennt-
- nisse iiber Struktur, Wandel und Bestimmungsfak-
toren kommunaler Aufgaben nicht allein fiir die
Wissenschaft, sondern auch fiir die kommunalpoli-
tische Praxis von groBer Tragweite. Die Art und
Weise, in der die Kommunen ihre Aufgaben erfiil-
len, ist fiir die Infrastrukturausstattung einer Ge-
sellschaft auBerordentlich bedeutsam.

In der neueren Diskussion iiber die Entwicklung
der offentlichen Aufgaben in den modernen, de-
mokratischen Industriegesellschaften der westli-
chen Hemisphidre unterscheiden viele Sozialwis-
senschaftler zwischen Themen der ,,Alten* und der
»-Neuen Politik*. Thren Annahmen zufolge haben
im Verlauf des gesellschaftlichen Wandels die tra-
ditionellen ,,Brot- und Butter-Themen* zugunsten
neuer politischer Forderungen — z.B. nach einer
verbesserten Umweltqualitdt, nach mehr politi-
scher Mitbestimmung — an Bedeutung verloren?.

1 Vgl. Arthur B. Gunlicks, Local Government in the Ger-
man Federal System, Durkham 1986, S. 84, 137 ff.

2 Vgl fiir die Bundesrepublik: Kendall L. Baker/Russell J.
Dalton/Kai Hildebrandt, Germany Transformed: Political
Culture and the New Politics, Cambridge, Mass.—London
1981, S. 136ff.
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Ein derartiger Wandel der politischen Themen-
struktur diirfte auch die kommunale Ebene nicht
unberiihrt lassen. Dennoch wurden die aus den
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturel-
len Veridnderungen resultierenden Anforderungen
an die Kommunen als Trédger offentlicher Auf-
gaben bislang kaum empirisch untersucht’. Noch
diirftiger sind Informationen iiber die Frage, ob
und in welchem Umfang kommunale Entschei-
dungstriger die sich aus dem gesellschaftlichen
Strukturwandel ergebenden Verdnderungen des
kommunalen Aufgabenbestandes wahrnehmen
und welche politischen Folgerungen sie hieraus
ziehen.

In diesem Sinne untersucht der vorliegende Bei-
trag am Beispiel von vier kreisfreien Stddten der
(alten) Bundesrepublik — Bamberg, Bonn, Lud-
wigshafen und Wiesbaden — die Struktur und den
Wandel kommunaler Aufgaben und Ausgaben.
Fir die Beschrankung auf kreisfreie Stiadte spre-
chen zwei Gesichtspunkte: Erstens entsprechen sie
stirker als alle anderen Gebietskorperschaften
dem Ideal der Allzustindigkeit in Angelegenhei-
ten der ortlichen Gemeinschaft®, und zweitens las-
sen sich die Aufgaben dieser Gebietskorperschaf-
ten von Bundesland zu Bundesland miteinander
vergleichen. Bei einer Beriicksichtigung kreisange-
horiger Stiadte wiren beide Bedingungen nicht ge-
geben.

Im einzelnen wird den folgenden Fragen nachge-
gangen:

1. Welche kommunalpolitischen Aufgaben und
Ausgaben halten die kommunalen Entscheidungs-
trager fiir vordringlich?

3 Zu den wenigen Ausnahmen gehdren: Klaus Arzberger,
Biirger und Eliten in der Kommunalpolitik, Stuttgart u.a.
1980; Klaus Arzberger/Manfred Murck/Jiirgen Schumacher,
Die Biirger. Bediirfnisse — Einstellungen — Verhalten, Kénig-
stein 1979.

4 Vgl Giinter Piittner, Das System der kommunalen Aufga-
ben, in: ders. (Hrsg.), Handbuch der kommunalen Wissen-
schaft und Praxis, Berlin u.a. 1983, S. 3 ff.
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2. Lassen sich Veridnderungen in der Perzeption
der vergangenen, gegenwirtigen und zukiinftigen
Aufgaben der Kommunen feststellen, und in wel-
chen Aufgabenfeldern ergeben sich besonders
deutliche Prioritatenverschiebungen?

3. Wirken sich ideologische Orientierungen und
Wertvorstellungen der kommunalen Entschei-
dungstrager auf ihre Ausgabepriferenzen aus?

4. Unterscheiden sich die Ausgabeprioritiaten
nach der Parteizugehorigkeit?

5. Welche Rolle spielen die von den Politikern
perzipierten Wihlerwiinsche als Bestimmungsfak-
toren fiir die finanzpolitischen Priorititen der
Ratsmitglieder?

Die Daten wurden mittels einer schriftlichen Be-
fragung samtlicher 258 Ratsmitglieder der vier
Stiddte erhoben. Die Umfrage fand zwischen Fe-
bruar und April 1991 statt und erbrachte eine
Riicklaufquote von 54 Prozent (144 Befragte), die
allerdings von Stadt zu Stadt und von Partei zu
Partei deutlich variierte’.

Das Kernstiick des Fragebogens bildete die Ein-
stellung der Befragten zu 21 kommunalen Aufga-
ben, die das gesamte Spektrum der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Daseinsvorsorge
abdecken (vgl. die Angaben in Tabelle 1). Diese
Aufgaben waren von den Ratsmitgliedern unter
mehreren Gesichtspunkten zu bewerten. Fragen
nach der gegenwirtigen, fritheren und kiinftigen
Wichtigkeit der Aufgaben sollten dazu beitragen,
den Wandel des kommunalen Leistungsprofils im
Zeitablauf zu erfassen. Da im Mittelpunkt der Un-
tersuchung die Struktur der kommunalen Ausga-
ben steht, bezog sich ein-weiterer Fragenkomplex
auf die Einschitzung des Bedarfs an Mehr- bzw.
Minderausgaben auf den betreffenden Politikfel-
dern. Dariiber hinaus liefern die Umfragedaten In-
formationen iiber die fiir unsere Fragestellung re-
levanten Merkmale der Ratsmitglieder. Der fol-
gende Teil enthilt zunichst einen Uberblick iiber

5 In Bamberg antworteten 19 von 45 Ratsmitgliedern
(CSU: 12 von 21, SPD: 3 von 13, FDP: keiner von 2,
GRUNE: 3 von 4, andere: 1 von 5), in Bonn 27 von 73
(CDU: 7 von 32, SPD: 7 von 24, FDP: 6 von 8, GRUNE: 7
von 9), in Ludwigshafen 39 von 59 (CDU: 8 von 18, SPD: 27
von 33, FDP: 1 von 2, GRUNE: 1 von 2, andere: 2 von 4)
und in Wiesbaden 55 von 81 (CDU: 18 von 27, SPD: 28 von
41, FDP: 2 von 6, GRUNE: alle 7). Um die damit verbunde-
nen Verzerrungen in der Einschitzung kommunaler Aufga-
ben und Ausgaben zu verringern, wird in den beschreiben-
den Teilen dieses Beitrags grundsiitzlich mit gewichteten Da-
ten gearbeitet. Grundlage der Gewichtung ist die Parteizuge-
horigkeit der Befragten, die entsprechend den Anteilen der
einzelnen Parteien in den Kommunalvertretungen berechnet
wurde.
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die Struktur und den Wandel der kommunalpoliti-
schen Prioritidten aus der Sicht der Ratsmitglieder.
Dem schlieBt sich der Versuch an, mittels multiva-
riater Analysen (d.h. mehrere Variablen gleichzei-
tig einbezichender) zu klédren, auf welche Faktoren
die Vorstellungen der Befragten von der Dring-
lichkeit bestimmter kommunaler Aufgaben zu-
riickgefiihrt werden kdnnen.

II. Struktur und Wandel
kommunaler Aufgaben

Im Hinblick auf die zentrale Stellung der Kommu-
nen im System der Offentlichen Daseinsvorsorge ist
zunichst die Frage von Interesse, ob sich die in der
nationalen Politik behauptete Verschiebung von
traditionellen zu neuen politischen Aufgaben auch
auf der kommunalen Ebene feststellen 1dBt. Die
Priifung dieser Annahme gestaltet sich allerdings
insofern schwierig, als die Kommunen in der Bun-
desrepublik traditionell zahlreiche Aufgaben
wahrnehmen, die sich nicht ohne weiteres als ,,alt*
oder ,,neu” klassifizieren lassen. Sicherlich gehort
die Befriedigung elementarer Sicherheits- und Er-
haltungsbediirfnisse wie Wohnungsbau, Sozialhilfe
oder Altenpolitik zur Alten Politik, jedoch sind die
Kommunen schon seit langem als Anbieter von
Leistungen in der Sport- und Freizeitpolitik tatig
und erfiillen damit Aufgaben, die inhaltlich ohne
weiteres der Neuen Politik zugeordnet werden
konnen. Es ist demnach als eine empirisch zu kla-
rende Frage anzusehen, ob die Gegeniiberstellung
von alten und neuen Aufgaben in der Kommunal-
politik tiberhaupt greift und welche Aufgabenbe-
reiche in der Sicht der kommunalen Mandatstriger
in der Vergangenheit an Bedeutung gewonnen ha-
ben und kiinftig eine Aufwertung erfahren wer-
den.

1. Die aktuelle Bedeutung kommunaler Aufgaben
und Ausgaben

Wie die in Tabelle 1 enthaltenen Daten zeigen,
nehmen in der Prioritdtenliste der Ratsmitglieder
der kommunale Wohnungsbau und die Abfallver-
meidung die filhrenden Positionen ein, gefolgt von
den Aufgaben Abfallbeseitigung, 6ffentlicher Per-
sonennahverkehr, Stadtplanung und Stadtsanie-
rung. Mindestens 80 Prozent der Befragten stuften
diese Aufgaben als wichtig oder sehr wichtig ein.
Erst an siebter Stelle wurde die traditionell bedeut-
same Aufgabe der kommunalen Wirtschaftsforde-
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Tabelle 1: Ausgaben- und Aufgabenpriferenzen der Ratsmitglieder in Bamberg, Bonn, Ludwigshafen

und Wiesbaden
Einschitzung der Aufgabe als wichtig/sehr wichtig Ausgabepriferenzen
vor zehn Jahren heute in zehn Jahren  Erhéhung Kiirzung Differenz
Yo Rang % Rang % Rang % Yo

Wirtschaftspolitik
StraBenbau 58.1 (2) 24.0 (21) 28.8 (20) 19,3 386 =193
Parkplatzbau 49.8 (8) 35.8 (20) 28.0 (21) 344 39,5 « = 51
Offentl. Sicherheit und Ordnung | 51,4 (3) 41,9 (17) 52.2 (15) 25,0 123 +12.7
Wirtschaftsforderung 59,7 (1) 76,0 (7) 70,0 (11) 50,2 82 +42,0
Stadtplanung/Stidtebau 48 .4 (4) 80.0 (5) 81,3 (6) 55,7 52 + 505
Sport-/Freizeiteinrichtungen 42,1 (12) 43,1 (18) 44,7 (18) 31,9 13,7 + 18,2
Sozialhilfe 29.8 (13) 751 (8) 74.9 9) 28,7 12,6 + 16,1
Jugendhilfe 34,6 (11) 70,0 9) 75,0 (8) 49.6 2.1 4475
Soziale Einrichtungen 41,7 (9) 70,2 (L1) 751 (10) 53,1 3.8 +493
Hebung der
Standortqualitét
Grund-/Hauptschulen 43,5 (9) 43.9 (16) 43,2 (19) 47,5 12 +463
Weiterfiithrende Schulen 46,0 (6) 48,9 (14) 49,2 (16) 48,7 2,6 +46,1
Kulturférderung 29.6 (19) 51.9 (13) 60,1 (14) 45,6 18,5 +27.1
Wissenschaftsforderung 45.0 (7) 52.4 (15) 67.3 (12) 44,3 6,5 +37.8
Gesundheitswesen 46.0 (4) 56,5 (12) 55,9 (13) 41.4 2.1 =393
Park-/Erholungseinrichtungen | 34,2 (15) 38.7 (19) 46,2 (17) 39,0 7,7 +313
Neue Politik
Kommunaler Wohnungsbau 31.8 (16) 92.1 (1) 83,7 (5) 83.8 04 +834
Abwasserbeseitigung 29,7 (17) 78,3 (6) 87,4 (4) 40,1 1,6 + 38,5
Abfallbeseitigung 27,0 (20) 88.4 (3) 92,0 (2) 66,7 38 +629
Abfallvermeidung 2151 (21) 90,8 (2) 94,5 (1) 83.6 0.8 +8238
Offentl. Nahverkehr 2595 (17) 85.6 (4) 91.4 (3) 89,5 15 + 88,0
Energieversorgung 39,7 (14) 71,6 (10) 76,7 @) 32,2 6.5 +257

Anmerkung: Die Frage zur Aufgabenpriferenz lautete: . Es wird in letzter Zeit viel iiber die Veréinderung der kommu-
nalen Aufgaben diskutiert. A: Wie wichtig waren die folgenden Aufgaben vor zehn Jahren? B: Wie wichtig sind die
betreffenden Aufgaben Ihrer Meinung nach gegenwiirtig? C: Wie wichtig werden diese Aufgaben Ihrer Meinung nach
in zehn Jahren sein?* Antwortvorgaben: 1 (ganz unwichtig) bis 5 (sehr wichtig). In der Tabelle wurden die Anteile fiir
die Antwortvorgaben 4 und 5 zusammengefat. Die Rangordnung wurde anhand der Mittelwerte fiir die Wichtigkeit
der Aufgaben erstellt.

Die Frage zur Ausgabenpriferenz lautete: ,,Wenn Sie jetzt einmal an einzelne Aufgabenbereiche denken. Wie ist Thre
personliche Einstellung zur Gestaltung der Ausgaben in Threr Stadt?* Antwortvorgaben: ,Ich bin in den folgenden
Bereichen fiir eine starke Kiirzung, gewisse Kiirzung, Beibehaltung, gewisse Erhohung, starke Erh6hung der Ausga-
ben.“ In der Tabelle wurden die Anteile fiir starke und gewisse Kiirzungen sowie starke und gewisse Erhohungen
zusammengefalt.

Um den Grad der Ubereinstimmung zwischen fritheren und heutigen bzw. heutigen und kiinftigen Rangfolgen der
Wichtigkeit kommunaler Aufgaben auszudriicken, kann man den Rangkorrelationskoeffizienten ry berechnen. Er
vergleicht zwei Rangordnungen unter dem Gesichtspunkt der Ahnlichkeit bzw. Unéhnlichkeit. Bei einer vollstindigen
Ubereinstimmung zweier Rangordnungen nimmt er den Wert 1,00 an. Sind die Rangordnungen véllig entgegenge-
setzt, betridgt der Wert —1,00. Besteht zwischen zwei Rangordnungen keinerlei Beziehung, betriigt er 0,00. Ein negati-
ves Vorzeichen deutet also tendenziell auf eine Nichtiibereinstimmung zweier Rangordnungen hin, ein positives hinge-
gen auf eine Ubereinstimmung. Fiir den Vergleich ,,vor zehn Jahren* - ,heute® ergibt sich ein r, von —0,48, fiir den
Vergleich ,,heute* - ,,in zehn Jahren* ein rg von 0,94.

rung genannt. Im Vergleich damit werden ver-
kehrspolitische Themen wie der StraBen- und der
Parkplatzbau, aber auch die Anlage und Unterhal-
tung von Parks und Erholungseinrichtungen als
nachrangig eingeschitzt. Im Vergleich mit einer
1987 durchgefiihrten Umfrage unter Ratsmitglie-
dern der CDU/CSU, in der einer dhnlicher Fra-
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genkatalog zum Einsatz kam, sind in der neuen
Studie z.T. erhebliche Verschiebungen in den
Prioritédten feststellbar. Sie betreffen vor allem den
kommunalen Wohnungsbau, der 1987 noch an
letzter Stelle der kommunalen Agenda lag, aber
auch die Wirtschaftsforderung und die Aufrechter-
haltung von Sicherheit und Ordnung. Beiden The-
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menfeldern wurde 1991 eine geringere Bedeutung
zugewiesen als vier Jahre zuvor®. Auf simtlichen
als besonders wichtig bewerteten Aufgabenfeldern
befiirwortet eine breite Mehrheit der Ratsmitglie-
der Mehrausgaben. Demgegeniiber votieren die
Befragten in den als nachrangig eingestuften Auf-
gabenfeldern mehrheitlich fiir konstante bzw. ge-
ringere Ausgaben (vgl. Tabelle 1). Es 1d8t sich also
feststellen, daB die Ausgabenpriferenzen der
Kommunalpolitiker klar der Einstufung der Dring-
lichkeit kommunaler Aufgaben folgen. Mittels
einer Faktorenanalyse lassen sich die Ausgaben-
priferenzen zu drei groBen Themenfeldern grup-
pieren, die mit den Begriffen Wirtschafts- und So-
zialpolitik, Hebung der Standortqualitit und Neue
Politik bezeichnet werden kénnen.

2. Zur Einschitzung des Aufgabenwandels

Erste Hinweise auf einen Wandel kommunaler
Aufgaben ergeben sich aus einem Vergleich der
Einschidtzung der aktuellen Wichtigkeit bestimm-
ter Themen mit der Bedeutung, die ihnen vor zehn
Jahren zugewiesen wurde. Drei Themen standen
aus der Sicht der Befragten vor zehn Jahren an der
Spitze der kommunalen Prioritidtenliste: die Wirt-
schaftsforderung, der StraBenbau sowie Sicherheit
und Ordnung. Im Gegensatz hierzu entfielen auf
die Aufgaben Abfallvermeidung, Abfallbeseiti-
gung und offentlicher Personennahverkehr weni-
ger als ein Drittel der Nennungen. Diese der
kommunalen Umweltpolitik zuzurechnenden The-
men finden sich heute ausnahmslos auf vorderen
Rangpldtzen, was auf eine Aufwertung umweltpo-
litischer Belange verweist (vgl. Tabelle 1).

Allerdings wire es irrefithrend, den Bedeutungs-
gewinn bestimmter Aufgaben an einem Vergleich
der Prozentanteile von Nennungen festzumachen,
weil die Befragten aktuell einen stirkeren Pro-
blemdruck zu perzipieren scheinen als noch vor
zehn Jahren. Jedenfalls liegen die Anteile derjeni-
gen, die einzelne kommunale Aufgaben derzeit als
wichtig einstufen, deutlich iiber dem in der Ver-

6 Vgl. Oscar W. Gabriel, Kommunale Lebensbedingun-
gen, Wertvorstellungen und kommunale Aufgaben. Gutach-
ten fiir das Institut fiir Kommunalwissenschaften der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung e.V., St. Augustin 1990, S.37ff.
(i.E.). Leider sind diese Daten wegen Unterschieden im Er-
hebungsinstrument nicht mit denen von Arzberger (Anm. 3)
vergleichbar.

7 Vgl. Thomas Zapf-Schramm, Kommunale Umweltpoli-
tik, in: Oscar W. Gabriel (Hrsg.), Kommunale Demokratie
zwischen Politik und Verwaltung, Miinchen 1989,
S.299-336; Ekhart Hahn, Lokale Umweltpolitik, in: Bern-
hard Blanke (Hrsg.), Staat und Stadt. Systematische, verglei-
chende und problemorientierte Analysen dezentraler Politik,
Opladen 1991, 8. 477-499.
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- gangenheitsbewertung ermittelten Niveau. Ein be-

sonders aussagekriftiges Beispiel hierfiir stellt die
Einschitzung der kommunalen Wirtschaftsforde-
rung dar, die heute 76 Prozent als wichtig einstu-
fen, vor zehn Jahren jedoch nur 59,7 Prozent.
Hieraus konnte man folgern, die Wirtschaftsforde-
rung habe auf der kommunalen Prioritdtenskala an
Bedeutung gewonnen. Wie irrefithrend eine derar-
tige Einschétzung wire, zeigt sich jedoch bei einem
Vergleich der Rangplitze, die diese Aufgabe ge-
genwiirtig und in der Retrospektive einnimmt. Vor
zehn Jahren lag die kommunale Wirtschaftsforde-
rung an erster Stelle, derzeit liegt sie aber nur an
siebter. Wie dieses Beispiel zeigt, ist es sinnvoll,
die Verdnderung der Rangplitze als Indikator
eines Bedeutungsgewinnes oder -verlustes be-
stimmter kommunaler Aufgaben zu verwenden.
Dann 148t sich — in Uberecinstimmung mit dem
Konzept der Neuen Politik — eine klare Priorita-
tenverschiebung feststellen: Klassische kommu-
nale Aufgaben wie Straflen- und Parkplatzbau,
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung
und Wirtschaftsforderung haben in der Sicht der
Befragten wihrend der vergangenen zehn Jahre
deutlich an Dringlichkeit verloren, umweltpoliti-
sche Themen (Abfallbeseitigung und -vermeidung,
offentlicher Personennahverkehr) sowie der
kommunale Wohnungsbau dagegen riickten auf
der kommunalen Prioritdtenskala deutlich nach
vorne. Der daran ablesbare Themenwandel 1df3t
die Anwendung des Konzeptes der Neuen Politik
auf der lokalen Ebene sinnvoll erscheinen.

Im Unterschied zu den teilweise betrichtlichen
Priorititenverschiebungen zwischen der Vergan-
genheit und der Gegenwart herrscht in bezug auf
die kiinftige Entwicklung Kontinuitat vor (vgl. Ta-
belle 1). Einen graduellen, keineswegs jedoch dra-
matischen Bedeutungsgewinn attestieren die Be-
fragten der Abfallbeseitigung und -vermeidung;
weiter zuriickgehen wird ihrer Meinung nach die
Bedeutung der kommunalen Wirtschaftsforde-
rung.

ITI. Bestimmungsfaktoren der
kommunalen Ausgabenpriferenzen

1. Die Erklirungskraft der einzelnen Variablen

Von den wenigen Aufgabenbereichen abgesehen,
in denen eine breite Mehrheit der Befragten fiir
hohere Ausgaben votiert, ergeben sich in der Er-
hebung ziemlich unterschiedliche Vorstellungen
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Tabelle 2: Bestimmungsfaktoren kommunalpolitischer Ausgabenprioritiiten
(Erklirungskraft einzelner GroBen in Prozent der Gesamtabweichung)

Ausgabenbereich Stadt Ideologie Werte Parteien Biirger- Erklirungskraft
wiinsche des Modells
StraBenbau - 26,3 751 7.9 5.8 53,9
Parkplatzbau 14,3 33,6 - 5, - 59,0
Offentliche Sicherheit und Ordnung - 243 - - - 37,3
Wirtschaftsforderung 10,1 8,2 - 14,1 14,0 51,9
Stadtplanung/Stidtebau 6,0 - 5,0 - 13,9 32,8
Sport-/Freizeiteinrichtungen 75 5 1t 13.4 - 30,8
Sozialhilfe - 16.6 5.6 10,3 - 38,0
Jugendhilfe - 14.3 5,0 - - 28,0
Soziale Einrichtungen - 28,7 6,7 6.4 - 47,2
Grund-/Hauptschulen 6.6 - - - 23,0 44,0
Weiterfiihrende Schulen 9.8 - - - 17,9 42,7
Kulturférderung 18,4 - - - 8.4 41,7
Wissenschaftsforderung - - - - 11,4 33,1
Gesundheitswesen 9.0 - 73 - 12,7 36,1
Parks/Erholungseinrichtungen 17,6 - - - 6.4 34,2
Kommunaler Wohnungsbau 71 14,7 - 13,0 18.0 53,7
Abwasserbeseitigung - 5,3 - - 12,3 36,9
Abfallbeseitigung - - - 5.3 23,2 41,5
Abfallvermeidung - 25,9 - 8.1 83 48,0
Offentlicher Personennahverkehr - 23,5 - - 10,8 40,7
Energieversorgung - - 10,5 - - 25,3

Anmerkung: Erklarungsbeitrige von weniger als fiinf Prozent sind in die Tabelle nicht aufgenommen worden. In die
Berechnung der Erkldrungskraft des Modells gingen zusitzlich die Variablen Lebensbedingungen, Finanzlage, Wich-
tigkeit des Aufgabenbereichs vor zehn Jahren sowie Mehrheits-/Minderheitsfraktion ein. Sie werden in der Tabelle
nicht dargestellt, weil sie bis auf eine Ausnahme jeweils weniger als fiinf Prozent erkliren. Lediglich im Bereich
Wissenschaftsforderung erklart die Variable Mehrheits-/Minderheitsfraktion 7,2 Prozent.

von den Schwerpunkten kommunaler Finanzpoli-
tik. Ob diese Unterschiede in einem systematischen
Zusammenhang mit den jeweiligen Problemlagen
der Herkunftsgemeinde der Ratsmitglieder, mit
ithren parteipolitischen und ideologischen Bindun-
gen, ihrer Einschitzung der kommunalen Lebens-
bedingungen und der Finanzkraft der Stadt, mit ih-
ren Wertorientierungen und schlieBlich mit den
von den Politikern wahrgenommenen Wihlerwiin-
schen stehen und wie stark sie dies tun, kann durch
empirische Analysen geklirt werden. Das Instru-
ment, mit dem man die Erkldrungskraft einzelner
Bestimmungsgrofien berechnet, ist die Mehrfach-
varianzanalyse. Dabei wird gefragt, wie stark die
MeBwerte der einzelnen Befragten vom Durch-
schnittswert aller Befragten abweichen, in unse-
rem Fall also wie stark sich die Ausgabenpriferen-
zen der einzelnen Befragten von den Ausgabepri-
ferenzen aller Befragten unterscheiden. Im néch-
sten Schritt wird untersucht, um wieviel Prozent
diese Abweichungen verringert werden konnen,
wenn man einzelne Bestimmungsgrofen (wie etwa
die Ideologie) mit einbezieht. Je stirker die Ab-
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weichungen verringert werden, desto groBer ist die
Erklarungskraft der entsprechenden Bestim-
mungsgroBe, desto groBer ist z. B. die Erklarungs-
kraft der Ideologie fiir die Prioritédten, die ein Ein-
zelner bestimmten Bereichen in der kommunalen
Finanzpolitik zumift.

Wie Tabelle 2 zeigt, wird die Ausgabenpriferenz
der kommunalen Mandatstrdger in samtlichen 21
Fillen deutlich von den genannten Faktoren beein-
fluBt, Besonders gut ist die Erkldarungsleistung
unseres Analysemodells bei den Ausgabenprife-
renzen auf den Gebieten Bau von StraBen und
Parkplitzen, kommunaler Wohnungsbau und
Wirtschaftsforderung. Am wenigsten dagegen tra-
gen die ins Modell einbezogenen Variablen zur Er-
klirung der Ausgabenwiinsche in den Bereichen
Jugendhilfe und Energieversorgung bei. Der Er-
kldrungsbeitrag der einzelnen GroBen wird in den
folgenden Teilen dieses Beitrags genauer dar-
gestellt. Auf eine detaillierte Interpretation der
Einfliisse, die von den soziookonomischen und fi-
nanzwirtschaftlichen Bedingungen der Stidte aus-
gehen, muB aus Platzgriinden verzichtet werden.
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2. Ideologien und Werte als Bestimmungsgrofen
kommunaler Ausgabenpriiferenzen

Ideologien und Werte gelten als zentrale Ele-
mente des individuellen Uberzeugungssystems
und sollten daher wichtige Bestimmungsfaktoren
der Ausgabenpriferenzen der lokalen Mandats-
triager sein. Wertorientierungen werden im Ver-
laufe des Sozialisationsprozesses erworben und in-
ternalisiert, sind zeitlich stabil und erfiillen ord-
nende, integrierende, sinnvermittelnde sowie ein-
stellungs- und verhaltenssteuernde Funktionen.
Ahnliche Eigenschaften werden auch fiir die ideo-
logischen Dispositionen unterstellt. Sie lassen sich
als generalisierte Schemata zur Deutung politi-
scher Sachverhalte charakterisieren®,

Die Einstellungen zu einzelnen politischen Aufga-
ben, in der wahlsoziologischen Literatur Issue-
Orientierungen genannt, werden von den zentra-
len, im Personlichkeitssystem fest verankerten
Wertvorstellungen und ideologischen Uberzeu-
gungen geprigt’. Die unterschiedlichen Politik-
feld-Priferenzen der Befragten sollten sich daher
zumindest teilweise aus ihren Positionen auf dem
Links-Rechts-Kontinuum (stufenweise Einord-
nung von ganz links bis ganz rechts) und ihren
Wertorientierungen erkliren lassen.

a) Links-Rechts-Orientierungen als Bestimmungs-
faktoren der Politikpriorititen
Mit dem Links-Rechts-Gegensatz verbinden sich
die Gruppen-, Interessen- und Wertekonflikte der
vorindustriellen und der industriellen Gesell-
schaft. In Anlehnung an Downs und die Ergeb-
nisse einschldgiger empirischer Untersuchungen
ist bei Personen mit linken Priferenzen ein ausge-
pragter Wunsch nach staatlichen Interventionen,
insbesondere auf dem Gebiet der Wirtschafts- und
Sozialpolitik, zu erwarten'’. Sie weisen dem Staat
eine umfassende Verantwortung fiir das soziale
Wohlergehen der Bevolkerung zu. Personen, die

8 Vgl. Thomas Zapf-Schramm, Kommunale Umweltpoli-
tik, in: Oscar W. Gabriel (Hrsg.), Kommunale Demokratie
zwischen Politik und Verwaltung, Miinchen 1989,
S.299-336; Ekhart Hahn, Lokale Umweltpolitik, in: Bern-
hard Blanke (Hrsg.), Staat und Stadt. Systematische, verglei-
chende und problemorientierte Analysen dezentraler Politik,
Opladen 1991, S. 477-499.

9 Vgl. zu dieser Charakterisierung der Issue-Orientierun-
gen Jirgen W. Falter, Ein Modell zur Analyse individuellen
politischen Verhaltens, in: Politische Vierteljahresschrift, 13
(1972), S. 555.

10 Vgl. Anthony Downs, An Economic Theory of Demo-
cracy, New York 1957. Zur Makroebene vgl. Manfred G.
Schmidt, CDU und SPD an der Regierung. Ein Vergleich
ihrer Politik in den Léindern, Frankfurt/M.-New York 1980;
ders., Wohlfahrtsstaatliche Politik unter biirgerlichen und so-
zialdemokratischen Regierungen. Ein internationaler Ver-
gleich, Frankfurt/M.-New York 1982; zur Mikroebene vgl.
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sich ideologisch rechts einstufen, tendieren zu
einer restriktiven Definition der Staatsaufgaben
sowie zur Schaffung giinstiger Rahmenbedingun-
gen fiir privatwirtschaftliche Aktivititen; sie pri-
ferieren hingegen den Ausbau staatlicher Ord-
nungsleistungen (z.B. im Bereich der inneren Si-
cherheit).

Zur Uberpriifung dieser Annahmen fiir die
Kommunalpolitik in den vier untersuchten Stid-
ten wurden die Befragten gebeten, sich auf einer
elfstufigen Links-Rechts-Skala zu plazieren. Auf
der Basis der Antworten wurde zwischen ideolo-
gisch linken, rechten und in der Mitte liegenden
Positionen unterschieden'!. Die Ideologievariable
gehort in den vier untersuchten Stiadten zu den
wichtigsten ErkldrungsgroBen der Issue-Orientie-
rungen politischer Entscheider. Thre Erklarungs-
kraft wird nur selten von einer anderen Variablen
tibertroffen (vgl. Tabelle 2). In Tabelle 3 sind die-
jenigen Politikfelder erfaft, fir die Ideologie be-
sonders bedeutsam ist.

Die Ergebnisse zeigen die theoretisch erwartete
Priferenz der ideologisch rechts stehenden Man-
datstréger fiir die Items Straen- und Parkplatzbau
sowie Wirtschaftsforderung. Diese Politikfelder be-
ziehen sich mittelbar oder unmittelbar auf die
Schaffung giinstiger Rahmenbedingungen fiir die
Aktivitdten privater Wirtschaftssubjekte. Mit ihnen
sind keine direkten Eingriffe in den Wirtschaftsab-
lauf verbunden, so daB} sie sich als Bestandteile
einer primdr 6konomischen Interessen verpflichte-
ten rechten bzw. liberalen Wirtschaftsdoktrin ein-
ordnen lassen. Auch die Mehrausgaben fiir Sicher-
heit und Ordnung werden erwartungsgemil3 von
der rechten Mandatstrigergruppe weit iiberdurch-
schnittlich befiirwortet.

Fast spiegelbildlich hierzu verhalten sich die Aus-
gabewiinsche fiir Aufgaben der wohlfahrtsstaatli-
chen Politik. Sozial- und Jugendhilfe sowie Unter-
haltung und Ausbau sozialer Einrichtungen geho-
ren zu diesem Einstellungskomplex, dem Personen
mit einer linken Orientierung einen iiberdurch-
schnittlichen Stellenwert einrdumen. Die Mittel-
wertunterschiede zwischen den drei Gruppen fal-
len allerdings nicht mehr so deutlich aus wie

'zuvor und liegen in einem Fall, beim Item Sozial-

hilfe, auch nicht in der erwarteten Richtung. Wie
bei der Jugendhilfe treten vor allem die sich

Robert S. Erikson/Norman G. Luttbeg/Kent L. Tedin,
American Public Opinion. Its Origins, Content, and Impact,
New York-London 1988, S. 74 ff.

11 Die Einstufung erfolgte nach den Skalenwerten wie
folgt: Links (1-4) mit n = 59, Mitte (5-7) mit n = 31, Rechts
(8-11) mit n = 44,
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Tabelle 3: Ideologie als Bestimmungsgrofe fiir Issue-Priferenzen
(Mittelwerte der Ausgabenpriorititen verschiedener Gruppen)

Ausgabenbereich Links Mitte Rechts
StraBenbau 2,40 2,84 2,93
Parkplatzbau 231 3,02 3,62
Offentliche Sicherheit und Ordnung 2,83 3,27 3,48
Wirtschaftsférderung 3,44 3,44 3.61
Sozialhilfe 3,22 3,12 3,32
Jugendhilfe 3,56 3,45 3,48
Soziale Einrichtungen 32 3,58 3,48
Kommunaler Wohnungsbau 4,49 4,19 4,43
Abwasserbeseitigung 3.55 3,50 3,43
Abfallvermeidung 4,47 421 4,01
Offentlicher Personennahverkehr 4,68 4,66 4,02

Anmerkung: In die Tabelle wurden nur die Ausgabenbereiche aufgenommen, bei denen die Ideologie eine bedeu-
tende Erkldrungskraft (mindestens fiinf Prozent) besitzt. Fiir jede der drei Befragtengruppen ,Links", ,Mitte®,
Rechts* ist der Mittelwert, der ausschlieBlich auf die Ideologie zuriickgefiihrt werden kann, angegeben. Ein Wert von
3,00 bedeutet, daB die Gruppe fiir die Beibehaltung des derzeitigen Ausgabenniveaus eintritt. Ein Wert unter drei
bedeutet Forderungen nach Ausgabenkiirzungen, ein Wert iiber drei Forderungen nach Ausgabenerhhungen. D. h.,
daB zum Beispiel beim Parkplatzbau Linke fiir Ausgabenkiirzungen eintreten (2,31), wihrend Rechte Ausgaben-

erhohungen fordern (3,62).

ideologisch der Mitte zuordnenden Ratsmitglieder
fiir eine Ausgabenkiirzung bzw. fiir eine Beibehal-
tung des derzeitigen Ausgabenniveaus ein. Dieser
Sachverhalt ist auch beim Wohnungsbau festzu-
stellen. Beim Unterhalt und Ausbau sozialer Ein-
richtungen liegt wieder das von den wirtschaftspo-
litischen Items bekannte Muster vor: Die sich ideo-
logisch links einstufenden Mandatstriger favorisie-
ren hohe Ausgaben fiir dieses Politikfeld. Fiir die
iibrigen sozialstaatlichen Bereiche sind ideologi-
sche Differenzen nicht erkldrungsrelevant.

Das dritte Aufgabenfeld, in dem die Links-Rechts-
Selbsteinstufung eine groBe Rolle spielt, ist der
kommunale Umweltschutz. Bis auf die Items Ab-
fallbeseitigung und Energieversorgung sind die
ideologischen Einstellungen wiederum von Bedeu-
tung. Auf jedem dieser Politikfelder ist die Nei-
gung zu Mehrausgaben bei Personen mit linken
Orientierungen besonders stark ausgeprigt, wih-
rend eine Position im rechten Lager mit einer aus-
gabepolitischen Zuriickhaltung einhergeht.

Wie die Daten zeigen, ist der fiir die nationale
Politik maBgebliche Links-Rechts-Konflikt auch
fir die Kommunalpolitik relevant. Dabei wird
linke Politik von den Befragten nicht nur im Sinne
klassischer wohlfahrtsstaatlicher Themen defi-
niert, umweltpolitische Themen stehen ebenfalls
mit dem Links-Rechts-Gegensatz in Verbindung.
Die These, daB es in der Kommunalpolitik um eine
ideologiefreie Losung von Sachaufgaben gehe,
trifft fiir die untersuchten viesr Stddte jedenfalls
nicht zu.
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b) Materialistische und postmaterialistische
Orientierungen als Bestimmungsfaktoren der
Politikprioritiiten

Hypothesen iiber den Wandel gesellschaftlicher

Wertstrukturen wurden seit den Arbeiten von Ing-

lehart vielfach formuliert und empirisch tiberpriift.

Nach Inglehart 148t sich in den westlichen Indu-

strienationen ein Ubergang von materialistischen

zu postmaterialistischen Wertorientierungen fest-
stellen. Infolge der verbesserten Lebensbedingun-
gen komme es zu einem Bedeutungsgewinn parti-
zipativer, egalitdrer, selbstverwirklichungs- und le-
bensstilorientierter Ziele und zu einer Abwertung
von traditionellen Sicherheits-, Erhaltungs- und

Prosperititszielen'?, der die Politikpriferenzen der

Bevolkerung beeinflusse und sich in den Issue-

Orientierungen der Ratsmitglieder niederschlagen

miisse. Ahnliche Uberlegungen wie Inglehart

stellte auch die Forschergruppe um Klages™ an,
die zwischen (traditionellen) KON- und (moder-

12 Vgl. Ronald Inglehart, The Silent Revolution. Changing
Values and Political Styles among Western Publics, Prince-
ton N.J. 1977; ders., Kultureller Umbruch. Wertwandel in
der westlichen Welt, Frankfurt/M.-New York 1990. Einzel-
heiten zur Wertwandelsdebatte vgl. Oscar W. Gabriel, Politi-
sche Kultur, Postmaterialismus und Materialismus in der
Bundesrepublik Deutschland, Opladen 1986; Helmut Kla-
ges, Wertedynamik. Uber die Wandelbarkeit des Selbstver-
stidndlichen, Ziirich 1988.

13 Helmut Klages/Willi Herbert, Wertorientierungen und
Staatsbezug. Untersuchungen zur politischen Kultur in der
Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/M.-New York
1983:; Helmut Klages, Wertorientierungen im Wandel. Riick-
blick, Gegenwartsanalysen, Prognosen, Frankfurt/M.-New
York 1984.
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Tabelle 4: Wertorientierung als BestimmungsgroBe fiir Issue-Priferenzen
(Mittelwerte der Ausgabepriorititen verschiedener Gruppen)

Ausgabenbereich KON keine beide NON-KON
Strallenbau 2,88 2,40 2,70 2,51
Stadtplanung/Stéidtebau 3,80 3,96 3,90 3.38
Sozialhilfe 3,18 3.36 313 3,39
Jugendhilfe 3,34 3,93 3.47 3.61
Soziale Einrichtungen 3,42 4,14 3.48 3.81
Gesundheitswesen 3,39 3,22 3071 3,34
Energieversorgung 3,05 2,99 3.39 3,50 l

Anmerkung: In die Tabelle wurden nur die Ausgabenbereiche aufgenommen, bei denen die Wertorientierungen eine
bedeutende Erkldrungskraft (mindestens fiinf Prozent) besitzen. Fiir jede der vier Befragtengruppen ist der Mittel-
wert, der ausschlieBlich auf die Wertorientierungen zuriickgefiihrt werden kann, angegeben. Ein Wert von 3.00 bedeu-
tet, daB die Gruppe fiir die Beibehaltung des derzeitigen Ausgabenniveaus eintritt. Ein Wert unter drei bedeutet
Forderungen nach Ausgabenkiirzungen, ein Wert iiber drei Forderungen nach Ausgabenerhéhungen. Als Grundlage
fiir die Gruppenbildung diente eine 6-Punkte-Ratingskala von Helmut Klages mit den Items: ,.Ich mochte in einer
Gesellschaft leben, in der* (a) ,,Recht und Gesetz beachtet werden sollen®, (b) ,.der Mensch mehr zihlt als Geld®, (c¢)
»man es durch Leistung zu etwas bringen kann*, (d) ,,Bewihrtes geschitzt und geachtet wird“, (e) ,,man offen ist fiir
neue Ideen und geistigen Wandel® und (f) ,,die Biirger an allen Entscheidungen beteiligt sind*. Aufler dem Item ..der
Mensch mehr zihlt als Geld*, das sich als unbrauchbar erwies, wurden alle Items fiir die Gruppierung herangezogen.

Fallzahlen der Gruppen: KON (39), keine (13), beide (48), NON-KON (31).

nen) NON-KON-Dispositionen unterscheidet und
diese mittels eines im Vergleich mit Inglehart theo-
rieaddquateren MeBinstruments erhebt. Dabei ge-
horen zu den KON-Werten u.a. Selbstkontrolle,
Pflicht und Anpassung sowie Sicherheitsorientie-
rung, wiahrend NON-KON-Werte fiir Partizipa-
tion, Emanzipation und idealistische Daseinsge-
staltung stehen. Neben den beiden reinen Typen
fithren Klages u.a. zwei Mischtypen ein, von de-
nen einer nur schwache KON- und NON-KON-Di-
spositionen aufweist, wiahrend der andere traditio-
nelle und moderne Wertvorstellungen miteinander
verbindet.

Postmaterialistische =~ Wertorientierungen  bzw.
NON-KON-Dispositionen implizieren auf der Is-
sue-Ebene Forderungen nach einer lebenswerten
Umwelt und weitgehender Mitbestimmung in ge-
sellschaftlichen sowie politischen Fragen und driik-
ken sich zugleich in einem verstirkten Engage-
ment fiir die Belange gesellschaftlicher Minderhei-
ten und Randgruppen aus'. Auf der Grundlage
dieser Uberlegungen lassen sich von unseren Items
die Forderungen nach Mehrausgaben fiir Abwas-
ser- und Abfallbeseitigung, Abfallvermeidung, 6f-
fentlichen Personennahverkehr, Energieversor-
gung, Parks und Erholungseinrichtungen sowie
Kultur und sekundire Bildungseinrichtungen als
Themen der Neuen Politik einschidtzen. Tenden-

14 Vgl. Ronald Inglehart, The Silent Revolution in Eu-
rope: Intergenerational Change in Post-Industrial Societies,
in: American Political Science Review 65 (1971), S. 999.
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ziell bestitigt sich diese Vermutung. Obwohl nur
bei den Ausgaben fiir Energieversorgung der
gesetzte Schwellenwert von fiinf Prozent Erkla-
rungskraft erreicht wird, haben Personen mit
NON-KON-Dispositionen iiberdurchschnittliche
Priferenzen fiir Mehrausgaben auf den Gebieten
Kultur und Abwasserbeseitigung.

Mit den traditionellen KON-Dispositionen diirfte
eine hohe Wertschitzung von Wachstums-, Sicher-
heits- und Sozialstaatszielen verbunden sein. Zu
diesem Aufgabenkomplex gehoren der Strafien-
und Parkplatzbau, die Wirtschaftsférderung, die
offentliche Sicherheit und Ordnung, die soziale Si-
cherheit, Gesundheit und der Wohnungsbau. Den
Tabellen 2 und 4 ist zu entnehmen, daf} diese Hy-
pothese fiir den StraBenbau zutrifft, jedoch bestiti-
gen auch die Wiinsche nach Gestaltung der Aufga-
ben fiir Sicherheit und Wirtschaftsférderung diese
Annahme. Die Priferenzen fiir die Issues der so-
zialen Sicherheit und Gesundheit sind iiber die vier
Gruppen unsystematisch verteilt. Es fillt jedoch
auf, daB sich Personen mit NON-KON-Dispositio-
nen fiir eine aktivere kommunale Sozialpolitik aus-
sprechen.

Insgesamt ist der EinfluB der Wertpriferenzen auf
die kommunalen Ausgabenpriferenzen schwicher
und weniger konsistent, als es bei den ideologi-
schen Orientierungen festgestellt wurde. Diese Ef-
fekte lassen sich moglicherweise auf die Struktur
der Befragtengruppe zuriickfiihren, die iiberdurch-
schnittlich postmaterialistisch geprégt ist.
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3. Parteizugehorigkeit und Ausgabenpriiferenzen

~Does Party Matter?“ lautet eine der nicht nur
theoretisch, sondern auch unter Gesichtspunkten
der politischen Praxis zentralen Fragen der Policy-
Output-Forschung’®. Die Arbeiten iiber den Ein-
flul parteipolitischer Faktoren auf das Profil staat-
licher Politik beruhen im Regelfall auf recht einfa-
chen Annahmen: Demnach werden eine aktive

staatliche Rolle im Wirtschaftsprozefl und ein um-

fassender Wohlfahrtsstaat um so wahrscheinlicher,
je stiarker die Position sozialdemokratischer oder
sozialistischer Parteien im politischen System ist.
Auf der anderen Seite sicht man in der Dominanz
biirgerlicher, insbesondere liberaler oder konser-
vativer Parteien einen wesentlichen Faktor, der
eine schwache staatliche Interventionsbereitschaft
oder -kapazitit in der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik begiinstigt. Der gegenwiirtige Stand
der Forschung zum Thema ,,Parteien und Politik-
inhalte* laBt sich wie folgt zusammenfassen: Es
macht einen Unterschied fiir das Profil der staatli-
chen Politik, ob biirgerliche oder linke Parteien re-
gieren, jedoch liegen die Unterschiede héufig in
Nuancen, und sie variieren von Politikfeld zu Poli-
tikfeld.

Auch auf kommunaler Ebene kann man anneh-
men, dafl die Ausgabenpriorititen der Eliten sy-
stematisch mit den Parteipriiferenzen variieren'.
Diese Annahme laft sich mit der Rolle der politi-
schen Parteien im Prozefl der Interessenartikula-
tion und -aggregation begriinden: Auf Grund von
Tradition, sozialer Zusammensetzung und Ideolo-
gie weisen Parteien bestimmten Politikinhalten in
ihrer Programmatik und Politik einen unterschied-
lichen Stellenwert zu. Auf diese Weise fungieren
sie als Kristallisationskerne von Bevolkerungs-
gruppen mit bestimmten politischen Forderungen.
Wohlfahrtsstaatliche Ausgaben bilden das Kern-
element sozialdemokratischer Politik, konserva-

tive Parteien weisen eine starke Priferenz fiir Aus--

gaben auf dem Gebiet Offentlicher Sicherheit und
Ordnung auf. Der Politikbereich wirtschaftlich-

15 Vgl. David R. Cameron, The Expansion of the Public
Economy: A Comparative Analysis, in: American Political
Science Review, 71 (1978), S.1243-1261; Thomas R. Dye,
Politics, Economics, and the Public: Policy Outcomes in the
American States, Chicago 1966; M. G. Schmidt (Anm. 10).
16 Vgl. Hans Griiner/Wolfgang Jaedicke/Kurt Ruhland,
Rote Politik im schwarzen Rathaus? Bestimmungsfaktoren
der wohnungspolitischen Ausgaben bundesdeutscher GrofB-
stadte, in: Politische Vierteljahresschrift, 29 (1988), S. 42-57;
Oscar W. Gabriel/Volker Kunz/Thomas Zapf-Schramm, Be-
stimmungsfaktoren des kommunalen Investitionsverhaltens.
Eine empirische Analyse am Beispiel der Investitionsausga-
ben rheinland-pfilzischer Stidte und Gemeinden, Miinchen
1990.
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technologische Infrastruktur ist parteipolitisch we-
niger eindeutig zuzuordnen. Er kann iiber das
Konzept der ,aktiven Politik“ bzw. wegen seiner
instrumentellen Funktion fiir den Ausbau des
Wohlfahrtsstaates als Bestandteil sozialdemokrati-
scher Politik angesehen werden, andererseits diirf-
ten sich konservative und liberale Parteien auf
Grund der Interessen eines Teils ihrer Wahler-
schaft fiir staatliche Ausgaben auf dem Gebiet der
wirtschaftsnahen Infrastrukturpolitik engagieren.
Themen der Neuen Politik spielen in der Prife-
renzstruktur biirgerlicher und sozialdemokrati-
scher Parteien eine untergeordnete Rolle. Dieser
Umstand war dafur ausschlaggebend, daB sich
neben der Hauptkonfliktlinie zwischen christde-
mokratischen und sozialdemokratischen Parteien
im Parteiensystem eine zweite Spannungslinie
etablierte, die das Aufkommen griin-alternativer
Parteien begiinstigt. In deren Politikprofil spielen
zunichst die Themen der Neuen Politik eine her-
vorgehobene Rolle. Zudem zeichnen sich diese
Parteien durch eine dezidiert wachstumskritische,
gegen ,Law-and-Order* gerichtete Préferenz-
struktur sowie schlieBlich durch ein hohes Erwar-
tungsniveau im Hinblick auf den Ausbau des
Wohlfahrtsstaates aus'’.

Nicht alle diese Befunde fiir die nationale Ebene
lassen sich auch fiir die vier untersuchten Stidte
feststellen. Betrachtet man die in Tabelle 2 darge-
stellte Erklarungskraft der Parteizugehorigkeit der
Mandatstriger, so erreicht diese hochstens
14,1 Prozent (Wirtschaftsférderung). Von Bedeu-
tung ist sie ferner in den Bereichen Sport/Freizeit,
kommunaler Wohnungsbau, Sozialhilfe, Abfall-
vermeidung und -beseitigung, Stralenbau, soziale
Einrichtungen und Parkplatzbau. Tabelle 5 zeigt,
welche Parteien in diesen Ausgabenbereichen fiir
iber- bzw. unterdurchschnittliche Ausgaben ein-
treten.

Betrachtet man die Komplexe wirtschaftsnahe In-
frastruktur, Sozial- und Umweltpolitik, so findet
man stets einen Gegensatz zwischen der FDP und
den GRUNEN. Wihrend die Liberalen beim Stra-
Ben- und Parkplatzbau sowie bei der Wirtschafts-
forderung fiir Mehrausgaben eintreten, priferie-
ren die GRUNEN hier Ausgabenkiirzungen. Daf
auch die SPD fiir die Wirtschaftsforderung Mehr-
ausgaben fordert, diirfte an der Bedeutung dieses
Bereichs fiir die Arbeitsmarktpolitik liegen.

17 Vel fiir die nationale Ebene Volker Kunz/Oscar W.Ga-
briel/Frank Brettschneider, Wertorientierungen, Ideologien
und Policy-Priferenzen in der Bundesrepublik Deutschland,
in: Oscar W. Gabriel/Klaus G. Troitzsch (Hrsg.), Vor der
Bundestagswahl 1990, Frankfurt/M. — Bern 1992 (i.E.).
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Tabelle 5: Parteizugehorigkeit als BestimmungsgroBe fiir Issue-Priferenzen
(Mittelwerte der Ausgabenpriorititen verschiedener Gruppen)

Ausgabenbereich CDU/CSU SPD FDP GRUNE
Straflenbau 2,70 2,74 3,76 1,59
Parkplatzbau 2,99 2,87 3,61 1,93
Wirtschaftsforderung 3.71 3,54 3.52 2,07
Sport-/Freizeiteinrichtungen 3,05 3,54 2,50 2,87
Sozialhilfe 2,90 3,26 3,13 4,34
Soziale Einrichtungen 3,40 3,67 3.38 4,21
Kommunaler Wohnungsbau 3.99 4,70 3.65 4,99
Abfallbeseitigung 3,79 3,99 3,29 3,67
Abfallvermeidung 4,08 4,48 232 4,81

Anmerkung: In die Tabelle wurden nur die Ausgabenbereiche aufgenommen, bei denen die Parteizugehorigkeit eine
bedeutende Erkldrungskraft (mindestens fiinf Prozent) besitzt. Fiir jede der vier Befragtengruppen ist der Mittelwert,
der ausschlieBlich auf die Parteizugehorigkeit zuriickgefithrt werden kann, angegeben. Ein Wert von 3.00 bedeutet,
daBl die Gruppe fiir die Beibehaltung des derzeitigen Ausgabenniveaus eintritt. Ein Wert unter drei bedeutet Forde-
rungen nach Ausgabenkiirzungen, ein Wert iiber drei Forderungen nach Ausgabenerhéhungen.

Die Priferenzen fiir sozialpolitische Ausgaben
stimmen mit den Erwartungen iiberein. So fordern
die GRUNEN Mehrausgaben fiir Sozialhilfe, so-
ziale Einrichtungen und den kommunalen Woh-
nungsbau. Die Ratsmitglieder der FDP hingegen
pladieren in diesen Bereichen fiir einen geringeren
Ressourceneinsatz. Beim kommunalen Woh-
nungsbau, fiir den die Ideologie- und Wertevaria-
blen eine verhiltnismaBig geringe Rolle spielen,
sind zwei Lager erkennbar: An der Seite der
GRUNEN tritt die SPD fiir deutliche Ausgaben-
erhbhungen ein, auf der anderen wird die FDP -
wie bei der Sozialhilfe — in ihrer Forderung nach
geringeren Ausgaben durch die CDU/CSU unter-
stutzt,

Im Komplex Umweltpolitik spielt die Parteizuge-
horigkeit keine allzu groBe Rolle, und die erkenn-
baren Priferenzen iiberraschen nicht. Fiir Abfall-
vermeidung und -beseitigung miilte nach Ansicht
der GRUNEN mehr getan werden, wihrend die
FDP Mehrausgaben fiir die Abfallvermeidung als
uiberfliissig erachtet.

Nahezu vollig unabhingig von der Parteizugeho-
rigkeit variieren die Ausgabepriorititen der Man-
datstriger in den Bereichen offentliche Sicherheit
und Ordnung, Jugendhilfe, Schulen, Parks/Erho-
lungseinrichtungen, Kultur- und Wissenschaftsfor-
derung, Gesundheitswesen, Abwasserbeseitigung,
offentlicher Personennahverkehr und Energiever-
sorgung. Die Erkldarungskraft der Parteivariablen
liegt in diesen Bereichen jeweils unter 5 Prozent.

Die aus dem Konzept der wohlfahrtsstaatlichen
Politik und dem Gegensatz zwischen Alter und
Neuer Politik ableitbaren Annahmen werden in
dieser Untersuchung also teilweise bestitigt (Wirt-
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schaftsforderung, soziale Leistungen), teilweise
widerlegt (6ffentliche Sicherheit). Dabei sind die
den Annahmen widersprechenden Ergebnisse
nicht zuletzt auf die Bedeutsamkeit der EinfluB3-
grofBen Ideologien und Wertorientierung zuriick-
zufithren, die die Parteizugehdrigkeit iiberlagern.
Die eingangs gestellte Frage ,,Does party matter?*
ist mithin nur mit Einschrinkungen positiv zu be-
antworten.

4. Biirgerwiinsche und Ausgabenpriiferenzen

a) Annahmen und Untersuchungsstrategie

Nach den Annahmen der normativen Demokratie-
theorie miilite ein Bestimmungsfaktor der Ausga-
benpriferenzen lokaler Entscheidungstriger alle
anderen in seiner Bedeutung ibertreffen: die
Wiinsche der Wihlermehrheit. Alle Beitrige zur
modernen empirischen Demokratietheorie sehen
ndmlich in der Orientierung des Handelns des Fiih-
rungspersonals am Willen der Wihlermehrheit ein
charakteristisches Merkmal demokratischer Poli-
tik, in dem sich die Verantwortlichkeit der politi-
schen Fiihrung gegeniiber der Wihlerschaft aus-
driickt'®,

Seit der klassischen Studie von Miller und Stokes"
gab es in der empirischen Forschung mehrere Ver-
suche, die Bedeutung der Wihlerwiinsche fiir das
Entscheidungsverhalten der politischen Fiihrung
zu ermitteln. Obgleich derartige Analysen mit be-
trachtlichen konzeptuellen und methodischen Pro-

18 Vgl. Robert A. Dahl, Polyarchy: Participation and Op-
position, New Haven — London 1971, S. 11f.

19 Warren E. Miller/Donald E. Stokes: Constituency Influ-
ence in Congress, in: Charles, F. Cnudde/Deane E. Neu-
bauer (Hrsg.), Empirical Democratic Theory, Chicago 1969,
S.388-407.
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blemen verbunden sind, gehort die Erforschung
der Reprisentationsbeziehungen zwischen Wih-
lern und Gewihlten zu den interessantesten Pro-
blemen der empirischen Demokratietheorie?’. Als
derjenige Bereich des politischen Systems, der sich
angeblich durch eine besondere Biirgerndhe aus-
zeichnet, driangt sich die Kommune fiir eine Unter-
suchung von Représentationsbeziehungen gera-
dezu auf?’. Noch sytirker als in der nationalen
Politik ist in den Kommunen eine positive Bezie-
hung zwischen den Wiinschen der Wihlermehrheit
und den politischen Prioritaten lokaler Entschei-
dungstriger zu erwarten.

In unserer Untersuchung ist nur ein kleiner Aus-
schnitt aus dem komplexen Beziehungsgeflecht,
das Wihler und Gewihlte miteinander verbindet,
einer empirischen Priifung zugédnglich: der Zusam-
menhang zwischen der Einschidtzung der Ausga-
benwiinsche der Bevoélkerungsmehrheit durch die
Ratsmitglieder (unabhingige Variable) und deren
eigenen finanzpolitischen Prioritdten (abhédngige
Variable). Miller und Stokes wiesen der Verbin-
dung zwischen diesen beiden Groflen eine Schliis-
selstellung im Reprasentationsprozel zu, indem
sie die politischen Prédferenzen und die wahrge-
nommene Wihlermeinung als die Gréfen betrach-
teten, die dem Entscheidungsverhalten unmittel-
bar vorgelagert sind®*. Die Beziehung zwischen
den Politikerpriaferenzen und den Vorstellungen
der Wihlermehrheit wird nachfolgend in zwei
Schritten untersucht:

1. Zunichst geht es um die Analyse der generellen
Ubereinstimmung zwischen den Ausgabenpriife-
renzen dieser beiden Gruppen.

2. Der zweite Teil der Untersuchung dient der
Klarung der Frage, in welchen Aufgabenbereichen
eine besonders enge Ubereinstimmung zwischen
den politischen Vorstellungen von Wihlern und
Gewihlten besteht und welche Politikbereiche

20 Vgl. die neuesten Beitrige von Jacques Thomassen,
Empirical Research into Political Representation. A Critical
Reappraisal, in: Hans-Dieter Klingemann/Richard Stoss/
Bernhard WeBels (Hrsg.), Politische Klasse und politische
Institutionen. Probleme und Perspektiven der Elitenfor-
schung, Opladen 1991, §.259-274; Ursula Hoffmann-Lange,
Kongruenzen in den politischen Einstellungen von Eliten
und Bevdlkerung als Indikator fiir politische Repriisentation,
ebd., S.275-289; Séren Holmberg, Political Representation
in Sweden, ebd., S.290-324,

21 Vgl. Manfred Hittich, Kommunalpolitik — ein politi-
sches Seitengebiet?, in: Heinz Rausch/Theo Stammen
(Hrsg.). Aspekte und Probleme der Kommunalpolitik, Miin-
chen 1977°, S.352ff.; s.a. die empirische Untersuchung von
Sidney Verba/Norman H. Nie, Participation in America:
Political Democracy and Social Equality, New York u.a.
1972, S. 2991f.

22 Vel. W. E. Miller/D. E. Stokes (Anm. 19), §.393f.
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durch eine schwache Responsivitit des politischen
Fiihrungspersonals charakterisiert sind.

Die Ubereinstimmung zwischen den Ausgaben-
wiinschen von Wihlern und Gewihlten wird auf
der Grundlage der bereits vorgestellten Indikato-
ren gepriift. Da die Untersuchung keine Messung
der Ausgabenpriorititen der Bevolkerung enthilt,
ist kein unmittelbarer Vergleich von Politiker- und
Wihlerpriferenzen, moglich?. Statt dessen wurden
die Ratsmitglieder um eine Einschriankung der
Ausgabenpriferenzen der Bevolkerungsmehrheit
gebeten. Obgleich man die Einschidtzung der
Mehrheitspriferenzen durch die Politiker nicht mit
der tatsidchlichen Verteilung der Einstellungen in
der Waihlerschaft gleichsetzen darf, ist es eine
auBerordentlich interessante Frage, wieweit sich
die Priferenzen der Politiker an dem orientieren,
was sie fiir die Meinung der Wihlermehrheit hal-
ten.

Zur Messung der Intensitit von Reprisentations-
beziehungen entwickelte Russell Dalton* ein ein-
faches Verfahren. Auf der x-Achse eines Koordi-
natensystems wird der Anteil der Wihler abgetra-
gen, die sich fiir eine Erhohung der Ausgaben auf
jedem erfaten Gebiet einsetzen. Dementspre-
chend gibt die y-Achse die Politikerpréiferenzen
wieder. Im Falle einer vollstindigen Ubereinstim-
mung zwischen den Ausgabenwiinschen der bei-
den Vergleichsgruppen liegen samtliche Punkte
auf der Winkelhalbierenden des Koordinatensy-
stems. Je groBer dagegen die Unterschiede zwi-
schen den Einstellungen der Politiker und der
Wihler ausfallen, desto stirker streuen die Punkte
im Koordinatensystem.

b) Orientierung der lokalen Entscheidungstriger
an der Bevdlkerungsmehrheit
In einem responsiven politischen System besteht
eine weitgehende Ahnlichkeit zwischen Ausgaben-
priorititen der Entscheidungstriger und den von
ihnen wahrgenommenen Wihlerwiinschen. Wie
allerdings die in der Abbildung enthaltenen Daten
zeigen, entsprechen die politischen Gegebenheiten
in den vier Stidten dem aus der normativen Demo-
kratietheorie abgeleiieten Ideal responsiver Politik
nur bedingt. Zwar besteht eine positive Beziehung
zwischen den Wihler- und den Politikerpriferen-
zen, sie ist aber nur schwach ausgepragt. Die Poli-
tiker scheinen demnach bei ihren Ausgabeprife-
renzen bis zu einem gewissen Grade dem Rech-
nung zu tragen, was sie fiir den Willen der Wihler-

23 Vgl. ausfiihrlich K. Arzberger (Anm. 3), S. 137ff.

24 Russell J. Dalton, Political Parties and Political Repre-
sentation, in: Comparative Political Studies, 18 (1985),
S.267-299.
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Abbildung: Ubereinstimmung der Ausgabepriiferenzen der Politiker mit der Withlermehrheit

100 1 Wirtschaftsforderung
2 Wissenschaftsférderung
90 T 5 3 Abfallvermeidung
16 4 Abfallbeseitigung
80 + 3P = 5 Abwasserbeseitigung
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mehrheit halten, jedoch fillt dieser Zusammen-
hang keineswegs so stark aus, dal man von einer
engen Reprisentationsbeziehung sprechen
konnte. Ein dhnliches Bild vermittelt ein Vergleich
zwischen der von den Politikern und der von den
Wiihlern aufgestellten Rangordnung der ge-
wiinschten Ausgaben. Unsere Untersuchung be-
stitigt in diesem Punkte den frither von Arzberger
ermittelten Befund, nach dem ,.die Prioritdtenset-
zungen der stddtischen Parlamentarier... kaum
noch eine Ahnlichkeit mit dem. .. durchschnittli-
chen Biirgerwillen“ aufweisen®.

Bezieht man diese Aussagen auf einzelne Politik-
felder, dann ergibt sich jedoch ein differenzierteres
Bild. Ziemlich stark orientieren sich die Politiker
in den Bereichen kommunaler Wohnungsbau (16),
Schulbau (14, 15), Gesundheitswesen (20) und Ab-
wasserbeseitigung (5) an den vermeintlichen Wiin-
schen der Wihlermehrheit. Interessanterweise
nehmen die meisten dieser Aufgaben auf der
kommunalen Priorititenliste einen hohen Rang
ein. Demgegeniiber gehen die Ausgabenwiinsche
von Politikern und Wihlern auf den Feldern Stra-
Benbau (18), offentliche Sicherheit und Ordnung
(6), Sport- und Freizeiteinrichtungen (11) und
Parkplatzausbau (17) deutlich auseinander. Hier
fordern die Wihler hohere Ausgaben als die Politi-

25 Vgl. K. Arzberger (Anm. 3), S. 147.
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ker. Auf anderen Gebieten halten die Politiker die
Wihler finanzpolitisch fiir erheblich konservativer
als sich selbst: Im Vergleich mit den Wahlern sind
sie eher bereit, die Ausgaben fiir sozialpolitische
MaBnahmen (9) sowie fiir Wirtschaftsforderung
(1) und Wissenschaftsforderung (2) zu erhohen.
Mehrere in den Vereinigten Staaten und in der
Schweiz durchgefiihrte Studien waren zu dhnlichen
Ergebnissen gekommen?,

Wegen der kleinen Fallzahlen sind stidte- und par-
teispezifische Auswertungen unserer Daten nur
mit Vorbehalten zu interpretieren. Jedoch stiitzen
sie grundsitzlich die bisher vorgetragenen Er-
kenntnisse iiber das Verhiltnis zwischen Wiihler-
und Politikerpriferenzen. Obgleich der Zusam-
menhang zwischen den Ausgabenpriferenzen der
Politiker und der von diesen vorgenommenen Ein-
schitzung der Waihlerwiinsche generell recht
schwach ausgeprigt ist, bestehen gewisse Unter-
schiede in der Reprisentationsleistung des lokalen
politischen Systems der vier untersuchten Kommu-
nen bzw. der in den Riten vertretenen Fraktionen.

26 Vgl. den Uberblick bei Adrienne Windhoff-Héritier,
Partizipation und Politikinhalte. Voraussetzungen und Fol-
gen direktdemokratischer Biirgerbeteiligung im kommuna-
len EntscheidungsprozeB, in: Oscar W, Gabriel (Hrsg. ), Biir-
gerbeteiligung und kommunale Demokratie, Miinchen 1983,
S.305-337; S. Verba/N. H. Nie (Anm. 21), S. 299ff.; fiir die
nationale Politik in der Bundesrepublik vgl. U. Hoffmann-
Lange (Anm. 20), S. 280f.
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Gemessen an der Hohe der Korrelationskoeffi-
zienten besteht zwischen den Ausgabenpriferen-
zen der Kommunalpolitiker und deren Einschiit-
zung der Wihlerwiinsche in Ludwigshafen die
groBte Ubereinstimmung, gefolgt von Wiesbaden
und — mit deutlichem Abstand — Bamberg und
Bonn. Auch die Fraktionszugehorigkeit ubt einen
Einfluf} auf die Responsivitit der Kommunalpoliti-
ker aus: Auf der Basis ihrer Selbsteinschitzung
kann man die Unionspolitiker als iiberdurch-
schnittlich, die Mandatstriger der GRUNEN als
unterdurchschnittlich responsiv bezeichnen; die
SPD-Ratsmitglieder nehmen eine Zwischenposi-
tion ein. Zu dhnlichen Ergebnissen war auch Arz-
berger in seiner vergleichenden Untersuchung der
Priferenzen von Biirgern und politischen Fiih-
rungsgruppen gekommen®. Vermutlich spiegeln
diese Daten den Umstand wider, dafl groBe Volks-
parteien darum bemiiht sind, breite Wihlerkoali-
tionen hinter sich zu bringen, wihrend eine Partei
vom Typ der GRUNEN sich eher als parlamentari-
sche Vertretung von Minderheitsanliegen versteht.

IV. SchluBfolgerungen

»Neue Priorititen fiir die kommunale Finanzpoli-
tik?* lautete die am Beginn unserer Untersuchung
stehende Frage. Soweit die Einstellungen der
Ratsmitglieder in Bamberg, Bonn, Ludwigshafen
und Wiesbaden zur Beantwortung dieser Frage
herangezogen werden konnen, gibt es in der
kommunalen Finanzpolitik tatséchlich einen Prio-
rititenwandel: Die traditionellen Aufgaben der
Wirtschaftsforderung, des StraBlenbaus und der
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung
haben in den vergangenen zehn Jahren an Bedeu-

27 Vgl K. Arzberger (Anm. 3), S. 1471.

tung verloren. Einen hoheren Stellenwert dagegen
konnten okologische und wohnungsbaupolitische
Aufgaben gewinnen. Die Ergebnisse stiitzen somit
die in Analysen der nationalen Politik gewonnene
Erkenntnis eines Priorititenwandels, der sich in
einer Aufwertung von Themen der Neuen und
einer entsprechenden Abwertung von Themen der
Alten Politik manifestiert.

Wie die Parteien auf der nationalen Ebene des
politischen Systems®® haben sich auch die lokalen
Fithrungsgruppen fiir diese Themen der Neuen
Politik geoffnet. Allerdings variiert die Empféang-
lichkeit fiir die neuen Themen klar mit der ideolo-
gischen Orientierung, den politischen Wertvorstel-
lungen und der Parteizugehorigkeit der Mandats-
triager. So 1dBt sich die Neue Politik eindeutig als
links und postmaterialistisch einstufen. SPD und
GRUNE engagieren sich in besonderem MaBe fiir
diese Anliegen und sind bereit, dem durch eine
Umschichtung in der kommunalen Ausgabenpoli-
tik Rechnung zu tragen. Bei den GRUNEN wird
dies durch ein ausgepriigtes sozialpolitisches Enga-
gement ergdnzt. Diesen ideologisch und parteipoli-
tisch klar profilierten Themen der Neuen Politik
steht im rechten, materialistischen Spektrum des
politischen Konfliktsystems ein besonderes Enga-
gement fiir wirtschaftsnahe Aktivititen gegeniiber.
Die betreffenden Positionen werden parteipoli-
tisch durch die CDU/CSU und die FDP abge-
deckt. Wie diese Konstellation zeigt, kann - zu-
mindest in den untersuchten Stiddten — von einer
ideologisch und parteipolitisch neutralen Kommu-
nalpolitik nicht die Rede sein.

28 Vgl. Ursula Hoffmann-Lange, Eliten zwischen Alter
und Neuer Politik. Konstanz und Wandel der Konfliktlinien
in den Eliten der Bundesrepublik, in: Hans-Dieter Klinge-
mann/Max Kaase (Hrsg.), Wahlen und politischer ProzeB.
Analysen aus AnlaB der Bundestagswahl 1983, Opladen
1986, S.108-150; Hermann Schmitt, Neue Politik in alten
Parteien. Zum Verhiltnis von Gesellschaft und Parteien in
der Bundesrepublik, Opladen 1987.
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Riidiger Voigt: Kommunalpolitik zwischen exekutiver Fiihrerschaft und legislatorischer
Programmsteuerung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 22-23/92, S. 3-12.

Ausgehend von der Frage, ob bestimmte Gemeindeordnungen besser den Anforderungen an die lokale
Politiksteuerung gerecht werden als andere, werden zwei besonders ausgeprigte Kommunalverfassungsmo-
delle, nimlich die Norddeutsche und die Siiddeutsche Ratsverfassung, miteinander verglichen. Die Ergeb-
nisse dieses Vergleichs diirften gerade fiir die neuen Bundeslinder interessant sein, die sich fiir das eine oder
fiir das andere System entscheiden kénnen. Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen zwei Steuerungsmo-
delle, ndmlich das Modell der legislatorischen Programmsteuerung und das der exekutiven Fiihrerschaft. Ist
im ersteren Fall zentraler Steuerungsakteur der Chef der Verwaltung, so ist im letzteren Fall die kommunale
Vertretungskorperschaft das eigentliche Machtzentrum.

Die Norddeutsche Ratsverfassung tendiert zwar grundsitzlich zum Fiithrungspluralismus, dieser kann je-
doch schnell aufgrund von Parteienkonstellation, Mehrheitsverhiltnissen im Rat und der herausragenden
Machtposition einzelner Politiker in einen Entscheidungszentralismus umschlagen. Aus einem Vorentschei-
dergremium tritt in diesem Fall eine einzelne Person als zentraler Steuerungspolitiker in den Vordergrund.
Eine Ubertragung der Siiddeutschen Ratsverfassung auf andere Linder des alten Bundesgebietes wird trotz
der dort vorhandenen eindeutigeren Machtverhiltnisse nicht befiirwortet. Eine solche Ubertragung wiirde
nimlich der gewachsenen politischen Kultur eines Landes nicht ohne weiteres gerecht werden kénnen.

Everhard Holtmann: Politisierung der Kommunalpolitik und Wandlungen im lokalen
Parteiensystem

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 22-23/92, S. 13-22.

Die Politisierung von Kommunalpolitik, zumal in ihrer speziellen Erscheinungsform als Parteipolitisierung,
ist ein Reizwort, das in o6ffentlichen Debatten bei Teilen der Kommunalwissenschaft, in breiten Beviolke-
rungskreisen und auch bei kommunalpolitischen Praktikern hédufig ablehnende Reaktionen hervorruft. Der
Beitrag zeigt demgegeniiber auf, daB die - filschlicherweise auf ein Problem politischer Hygiene verengte —
Politisierung der kommunalen Selbstverwaltung Griinde hat, die sich nicht in Karriereinteressen und in
Ideologiebindungen lokaler Parteipolitiker erschépfen, sondern vielmehr durch den erhéhten Problem-
druck bei klassischen kommunalen Aufgabenfeldern sowie aus der besonderen Konstruktion der Gemein-
deordnungen erkliirt werden kénnen.

In GroBstidten fordert diese Konstellation die Tendenz zur parteipolitischen Besetzung von Sachthemen
und Personalentscheidungen. In kleineren Stidten bzw. kreisangehorigen Gemeinden wirkt sich die Ent-
wicklung eher zum Nachteil der etablierten Parteien aus. Hier zeichnet sich, durch das Auftauchen partei-
freier Wihlergruppen neuen Typs, eine Verdnderung im lokalen Parteiensystem ab.
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Oscar W. Gabriel/Katja Ahlstich/Frank Brettschneider/Volker Kunz/Stefan
Lowenhaupt: Neue Prioritiiten fiir die kommunale Finanzpolitik? Ergebnisse einer
vergleichenden Stidtestudie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B22-23/92, S.23-35.

Empirische Untersuchungen zeigen, daf} in westlichen Demokratien mit dem gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Wandel auch Veriinderungen der politischen Themenstruktur auf der nationalen
Ebene des politischen Systems einhergegangen sind. Dieser Beitrag untersucht die Struktur und den Wandel
kommunaler Aufgaben und Ausgaben am Beispiel der vier kreisfreien Stiidte Bamberg, Bonn, Ludwigsha-
fen und Wiesbaden. Dazu wurden 1991 alle 258 Ratsmitglieder der vier Stidte schriftlich befragt.

Themen der ,,Alten Politik* (u.a. Wirtschaftsférderung, Straflenbau, Aufrechterhaltung von Sicherheit und
Ordnung) haben in den vergangenen zehn Jahren an Bedeutung verloren, Dafiir stehen heute dkologische
und wohnungsbaupolitische Aufgaben an der Spitze der Prioritidtenliste der Kommunalpolitiker. Welche
Rolle Themen der ,,Neuen Politik* fiir die Ausgabepriiferenzen der Ratsmitglieder spielen, hingt jedoch
von deren Wertvorstellungen, ideologischen Orientierungen und von ihrer Parteizugehorigkeit ab.

Korrekturhinweis:

In der Beilage B 21/92 ist bedauerlicherweise ein Satzfehler auf dem Titelblatt iibersehen worden.
Der korrekte Titel lautet: ,.Schild und Schwert der Partei®. Das Ministerium fiir Staats-
sicherheit — He rrschaftsinstrument der SED.



	Impressum
	Kommunalpolitik zwischen exekutiver Führerschaft 
	I. Unterschiedliche Gemeindeverfassungstypen 
	II. Kritik an der Norddeutschen Ratsverfassung 
	III. Kommunale Macht-und Entscheidungsstruktur 
	IV. Kommunalverfassungsmodelle im Vergleich 
	V. Vom Führungspluralismus zum Entscheidungszentr
	VI. Politische Kultur und Gemeindeverfassung 

	Politisierung der Kommunalpolitik und Wandlungen 
	I. Parteipolitik im kommunal-politischen Entschei
	II. Problemgeleitete und systembedingte Politisie
	III. Strukturwandel parteifreier Wählergruppen 

	Neue Prioritäten für die kommunale Finanzpolitik?
	I. Das Untersuchungsproblem 
	II. Struktur und Wandel kommunaler Aufgaben* 
	III. Bestimmungsfaktoren der kommunalen Ausgabenp
	IV. Schlußfolgerungen 


